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Das Vorſpiel zur Reichskonferenz.
Ebert fordert neue Vollmachten.

Die ſozialdemokratiſche Partei hatte in Berlin für Sonntag
mittag drei große Verſammlungen angeſetzt, in denen die Volks
beauftragten Ebert, Scheidemann und Landsberg, unter
ſtützt von Heinrich Schul z, Dr. Quarck und Hildenbrandt
über die Sicherung der Revolution ſprachen.

Gbert ſprach in der überfüllten und lange vor Beginn der
Verſammlung abgeſperrten Zirkus Buſch. Er beſchäftigte ſich aus
ſchließlich mit der am Montag beginnenden Reichskonferenz der
Arbeiter- und Soldatenräte. Die Räte ſeien in den Revolutions-
tagen impulſiv entſtanden; über ihre Aufgaben und ihren Wir-
kungskreis beſtanden keinerlei Richtlinien. So mußten in den erſten
Wochen Uebergriffe und Mißgriffe ſtattfinden. Unſere wirtſchaft
liche und politiſche Situation iſt ſo überaus ernſt, daß wir das
Uebergangsſtadium ſchnellſtens überwinden müſſen, wenn wir nicht
untergehen wollen. (Sehr wahr!) Die Reichskonferenz muß feſte
Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Soldatenräte auf-
ſtellen.

Die Reichskonferenz muß dafür Sorge tragen, daß wir die
Reichsgeſchäfte ungehindert führen können, wie die Republik und die
Revolution das erfordert. Auch in der ſozialiſtiſchen Republik
braucht die Regierung Freiheit, um Energie entfalten zu können,
damit ſie die Geſchäfte unter eigener Verantwortung leiten kann.
Meine Freunde in der Reichsleitung ſind entſchloſſen, die Reichs
konferenz vor entſcheidende Fragen zu ſtellen. Macht man es un-
möglich, die Geſchäfte ſo zu führen, wie wir es allein verantworten
können, ſo müſſen wir jede weitere Verantwortung ablehnen.
(tStürmiſches Hört, hört!) Wir wollen keine Diktatur, keinen Ab
ſolutismus, aber wir können nicht das fünfte Rad am Wagen ſein.
Unſere Aufgabe kann ſich nicht darin erſchöpfen, fortgeſetzt die
Knüppel aus dem Wege zu räumen, die uns von anderer Seite
entgegengeſchleudert werden. Dabei erlahmt unſere Schaffenskraft;
dabei kommt unſere poſitiv ſchaffende, wirtſchaftliche und ſoziale
Neuarbeit zu kurz. Die Reichskonferenz muß uns endlich den Weg
frei machen. (Stürmiſcher Beifall.) Eine weitere Aufgabe der Reichs-
konferenz iſt die Schaffung einer realen Macht, welche die Revolu
tion gegen Putſchverſuche von rechts und linke ſicherſtellt. (Hört,
hört!)) Die Gefahren von rechts kennen wir, aber wir fürchten ſie
nicht: wenn Arbeiter und Soldaten einmütig und geſchloſſen zu
ſammenſtehen, werden wir jede dieſer Gefahren ſpielend bewältigen.
Die Einigkeit der deutſchen Arbeiterklaſſe iſt und bleibt der Sieg
der deutſchen Republik. Aber was nützt alle Arbeit, was nützen alle
großzügigen Programme und Maßnahmen zur Fortführung des
Wirtſchaftslebens, wenn uns die Kraft zur Durchführung fehlt?
Auch das ſozialiſtiſche Staatsweſen braucht eine bewaffnete Ge-
walt, die vollkommen in den Händen der Republik und des Volks-
willens ſein muß. (Lebhafte Zuſtimmung.) Wir werden die Schaf-
fung dieſer demokratiſch ſozialiſtiſchen Volkswehr ſchnellſtens zum
Abſchluß bringen. (Bravol) Das müſſen wir ſchon tun, um die
Nationalverſammlung ſicherzuſtellen. Jch bedaure lebhaft, daß ſo
gar ein preußiſcher Miniſter (Hoffmann!) drohende Worte gegen
die Nationalverſammlung geſprochen hat; ich proteſtiere aufs ent-
ſchiedenſte dagegen und weiſe das mit allem Nachdruck zurück.
(Stürmiſcher Beifall.) Meine Freunde in der Reichsleitung, die
ganze ſozialdemokratiſche Partei, ſtehen einheitlich und geſchloſſen
hinter der Nationalverſammlung. (Stürmiſcher Beifall.) Wir ſtehen
oder fallen mit ihr. (Erneuter Beifall.) Wir bürgen dafür, daß ſie
ungehindert gewählt wird und ungehindert ihre großen hiſtoriſchen
Aufgaben erfüllen kann. (Stürmiſcher Beifall.) Wir ſind ent
ſchloſſen, jeden Verſuch, die Nationalverſammlung zu ſtören, mit
äußerſter Rückſichtsloſigkeit niederzuringen. (Stürmiſcher, lang
anhaltender Beifall.) Auch dazu brauchen wir die Volkswehr.
(Sehr gut!)

Tauſende von Zuſchriften aus Arbeiter und Soldatenkreiſen
bitten uns, den Wahltermin vorzuſchieben. Jch habe die Frage reif
lich und gewiſſenhaft nach allen Seiten hin überlegt und abgewogen
und die Ueberzeugung gewonnen, daß es ohne Ueberſtürzung der
Wahl möglich iſt, den Wahltermin vier Wochen früher anzuſetzen.
(Stürmiſcher Beifall.) Ach darüber werden wir die Reichskonferenz
zur Entſcheidung aufrufen. Wir ſind überzeugt, daß die Reichs
konferenz von demſelben Geiſt erfüllt ſein wird, der uns belebt.
Wir müſſen die Erfolge der Revolution ſicherſtellen, indem wir
ihnen möglichſt bald eine verfaſſungsmäßige Grundlage verſchaffen,
und dadurch auch das wirtſchaftliche und finanzielle Leben des
Landes ſichern. Wir ſehen der Entſcheidung der deutſchen Arbeiter
und Soldaten mit vollem Vertrauen entgegen. (Stürmiſcher, lang-
anhaltender Beifall.Gegen wen Jan vereinzelte Stimmen ſprach ſich die Rieſen

verſammlung im Sinne Eberts für die Anſetzung der Wahlen auf
den 19. Januar aus.

Jm Hoffjäger rechnete unter ſtürmiſchem Beifall Scheide-
mann mit dem Spartakusklub ab. Die Spazierfahrten Liebknechts
und Roſa Luxemburgs mit Maſchinengewehren, die bolſchewiſtiſchen
Schweinereien in Neukölln und Mariendorf ziehen den Abwehr-
gedanken im Bürgertum groß. Die deutſche Arbeiterſchaft laſſe ſich
nicht von verrückten Leuten malträtieren und am Narrenſeil herum-
führen. Faſt jeder Satz dieſer Abrechnung wurde von der Ver-
ſammlung durch ſtürmiſchen Beifall unterſtrichen. Scheidemann
feierte dann die Siege der Sozialdemokratie bei den Arbeiterrats-
wahlen auch in Berlin und forderte die Nationalratswahlen am
19. Januar. Genoſſe Hermann Molkenbuhr ſprach dann über
den Wiederaufbau der deutſchen Wirtſchaft. Jn der kurzen Aus-
ſprache ſuchte ein Spartakusmann die Bolſchewiſten reinzuwaſchen,

ſ ſtattfinden ſollen.

wurde aver von einem Sozialdemokraten, den die Volſchewili längere
Zeit ins Gefängnis geſteckt hatten, gründlich abgeführt. Die Ver
ſammlung ſchloß mit ſtürmiſchen Hochrufen auf die ſozialiſtiſche
Republik, die deutſche Sozialdemokratie und Philivp Scheidemann.

Jm Rieſentheater am Zoologiſchen Garten verſuchten die Spar-
takusleute die Verſammlung zu ſprengen, wurden aber von der
übergroßen Mehrheit bald zur Ruhe gebracht. Nachdem Hilden-
brand betont hatte, daß jeder Volksgenoſſe arbeiten müſſe und
daß die- geforderten Ueberlöhne den Wiederaufbau der Wirtſchaſt
unmöglich machten, wandte ſich der Volksbeauftragte Landsberg
ſachlich und ernft gegen die Unabhängigen. Trotz ihrer vielfach recht
unfairen Kampfesweiſe werde die Sozialdemokratie den Wahlkampf
gegen ſie ſtreng ſachlich führen und nie vergeſſen, daß ſie mit
jenen jahrzehntelang Schulter an Schulter gekämpft habe und daß
eine nahe Zukunft nach den Wahlen die Parteien wieder vereinen
werde. Landsberg kündigte an, daß ſchon in den nächſten Tagen
ein neues Geſetz über die Veſteuerung der Kriegsgewinne heraus-
kommen werde. Deutſchland brauche den Kredit des Auslandes,
brauche dazu einen Haushaltsplan, den ein Parlament kontrolliere,
brauche alſo möglichſt raſch die Nationalverſammlung. Auch dieſe
Verſammlung ſchloß unter begeiſterten Hochrufen auf die ſogiali-
ſtiſche Republik.

e

Jn der Tat, die ſozialdemokratiſchen Rieſenverſammlungen ſind
ein prächtiges Vorſpiel zu der heute tagenden Reichskonferenz der
Arbeiter- und Soldatenräte. Ebert hat erklärt, daß die ſozialdemo-
kratiſchen Räte die Reichsregierung vor entſcheidende Fragen
ſtellen würden, um den Weg freizumachen zu gedeihlicher Arbeit.
Wie wir ſchon am Sonnabend an dieſer Stelle ausgeführt haben,
wird die Reichskonferenz nicht nur die Entſcheidung über die Wahlen
zur Nationalverſammlung zu treffen haben, ſondern auch die Frage
zu beantworten haben, ob die Wahlen ſchon por dem 16. Februar

Ebert hat ſich und er ſprach für die ſozial-
demokratiſchen Mitglieder in der Räteregierung für den
früheren Termin ausgeſprochen. Wir zweifeln nicht, daß die
Konferenz mit überwältigender Mehrheit in dieſem Sinne ent-
ſcheiden wird.

Sonntag nachmittag wurde die Reichskonferenz mit einem Be
grüßungsabend eingeleitet. Nach den verſchiedenen Be-
grüßungsanſprachen entwickelte auf einen aus der Mitte der Ver-
ſammlung ausgeſprochenen Wunſch Karl Liebknecht ſein Pro-

gramm. Er verwahrte ſich dagegen, daß die Spartakusgruppe nur
die Zerſtörung des Beſtehenden wolle. Die Fpartakiſten ſeien von
nichts weiter entfernt als von Putſchismus. Allen ſtehe zur Ent
ſcheidung bei der einen großen Frage: Nationalverſammlung oder
Räteſhſtem. Die Revolution iſt in ſchwerer Gefahr, aber nicht von
den Spartakiſten bedroht. Soweit er als einzelner deutſcher Bürger
die Macht dazu habe, frage er, ob der Delegiertentag ſich kraft der
Macht, die ihn berufen, aufraffe, als die exekutive Gewalt, und
im Plenum Beſchlüſſe faſſe und durchführe, welche notwendig ſeien,
die Revolution zu ſichern. „Sie ſelbſt müſſen morgen mit feſter
Fauſt eingreifen, um alle gegenrevolutionären Elemente niederzu
halten.“ Was Liebknecht eigentlich will, weiß man bis jetzt noch
nicht.

Bisher ſind über 200 Mandate der Delegierten angefochte z
worden und es iſt deshalb die Bildung einer Mandatskommiſſion
vorgenommen, in der jede der drei großen Gruppen, Soldaten,
Sozialiſten und Unabhängige paritätiſch beteiligt ſein ſollen. Die
Dauer des Delegiertenkongreſſes iſt vorläufig auf eine Woche

feſtgeſetzt. eEbert über die Lage.
Aus London meldet Handelsblad (Haag): Der Korreſpondent

des Daily Expreß hatte in Berlin eine Unterredung mit Ebert.
Dieſer legte beſonderen Nachdruck auf die Tatſache, daß die Enk
wicklung des politiſchen Zuſtandes nicht von der Lebensmittelver-
ſorgung zu trennen ſei. So wenig Ausficht in Deutſchland be
ſtände, daß die Deutſchen aus politiſchen Gründen Bolſchewiſten
würden, ſo ſicher ſei es, daß dies möglich wäre aus Mangel an
Lebensmitteln. Unglücklicherweife hänge die Sicherung der 2
r nicht von der Regierung ab. Dieſe gang age
ſei im hohen hängi Weisheit znſerer ſfuherFeinde. Nicht allein im ſche dern im Jmere.
Europas ſei es ein großer Unterſchied, ob das Zentrum o
wismus in Moskau oder Berlin ſitzen würde. Jeder Deutſche würd
es ſchmerzlich empfinden, wenn Berlin von der Entente beſehzt
werde. Ebert glaubt, daß die zeitweilige Unterdrückung des Bolſchi
wismus durch die Anweſenheit feindlicher Truppen die Folge hätte,
daß die Bewegung ſpäter um ſo heftiger ausbreche. Man kann im
Augenblick keine politiſche Organiſation in Deutſchland zuſtande
bringen, ohne den Lebensmittelvorrat zu vergrößern. Es handle
ſich nicht darum, die jetzige Regierung zu beſchützen, ſondern die
deutſche Revolution zu ſchützen gegen die Angriffe von innen her.

2 W.An die Arbeiter
Die Errungenſchaften der ſozialiſtiſchen Resolution ſind in Ge-

fahr, die drohende Kataſtrophe zeichnet ſich täglich deut-
licher ab. Vergeßt nicht, wie wir ſtehen: Der Krieg hat uns
arm gemacht, die Niederlage noch är er, unſer Boden iſt ver-
nachläſſigt und ausgeſogen, unſer Vieh abgeſchlachtet, unſere Ver-
kehrsmittel ſind heruntergekommen, die Prudnktionsanlagen für die

wichtigſten Rohſtoffe mangeln. Drückende Waffenſtillſtandsbedin-
gungen lähmen unſere Bewegungsfreiheit. Ungeheuerlich ſind die
Laſten, die der ſiegreiche Feind uns aufbürdet.

Arbeiter! Jn Eurer, nur in Eurer Hand liegt es,
das Verhängnis abzu wenden. Jhr müßt unſere zu-
ſammengebroechene Wirtſchaft wieder aufrichten, Jhr müßt dafür
ſorgen, daß uns Hunger und BVürgerkrieg erſpart bleiben und das,
was unweigerlich auf Hungerkrieg folgt, die Verwüſtung aller Er-
rungenſchaften der Revolution, Eurer Revolution. Thr müßt
arbeiten, der Sozinlismus verlangt Arbeit, er kann nur beſtehen
auf Grundlage der Arbeit.
bekommen, aber wer feiert, obwohl er arbeiten könnte, macht ſich
und die anderen ärmer, verſündigt ſich an ſeinem Volke und deſſen
ſozialiſtiſcher Zukunft, hilft den Zuſammenbruch bereiten, der
ſchließlich auch ihn ſelbſt verſchlingt.

Arbeiter! bleibt nicht in den Großſtädten zuſammen
gedrängt, wo die Jnduſtrie Euch nicht genug Arbeit verſchaffen
kann, weil es an Kohle und andern Betriebsſtoffen fehlt und wo
Jhr ſchließlich Hunger leiden müßt, weil die Lebensmittel nicht
herangebracht werden können. Geht hinaus auf das Land,
in die Städte der Provinz. Die Kräfte, die in Verlin und
andern Großſtädten brachliegen, werden doch dringend gebraucht.
Geht zu den Arbeitsnachweiſen, die werden Euch ſagen, wo er
lohnende Arbeit findet, die Euch nährt und das Volk retten will.
Keiner darf ſich darauf verſteifen, in dem Orte zu bleiben, in den
er während des Krieges gekommen iſt. An der Vernunft, an der

Freiheit und Zukunft unſerer ſozialiſtiſchen Republik.
Arbeiter! Schützt Eure Revolution vor den An

griffen jeglicher Reaktion, rettet ſie auch vor dem Ruin durch
Hunger und wirtſchaftliche Auflöfung.

Der Rat der Bolksbeauftragten.
Ebert. Haaſe. Landsberg.
Die Vationalverſammlung und

die Leipziger Volkszeitung.
Während die erdrückende Mehrheit des deutſchen Volkes

eine Früherlegung der Nationalrats wahlen herbeiſehnt, weiſt
die Leipziger Volkszeitung dieſen Gedanken noch immer ent

Scheidemann. Dittmann. Barth.

Herſtellung von Friedensgütern abgenutt, teilweiſe ruiniert, die

Wer feiern muß, ſoll Unterſtützung

ſozialiſtiſchen Diſziplin jedes einzelnen hängt das Daſein, die

abzuhalten?

ſchieden zurück. Es empfiehlt ſich, die neueſte Aeußerung
dieſes „Volks“organs feſtzunageln:

Die Konferenz wird ſich mit der Frage des Termins zu den
Nationalverſammlungswahlen beſchäftigen. Es beſteht die Ab
ſicht, dieſen Termin vorzuverlegen. Davon darf keine Rede ſein.
Die praktiſchen wie die politiſchen Bedenken, die gegen eine Vor
verlegung des Wahltermins ſprechen, ſind ſo gravierend, daß ſich
nur t ihnen verſchließen kann, der die Revolution zu ſabotjeren
verſucht.

Die Stellungnahme der Delegierten, die von Leipzig aus die
(Berliner) Konferenz beſuchen, iſt klar. Sie wird bezeichnet durch
den Beſchluß der Konferenz der Arbeiter- und Soldatenräte der
Kreishauptmannſchaft Leipzig, der lautet:

„Die am 8. Dezember 1918 in Leipzig verſammelten Ar
beiter- und Soldatenräte der Kreishauptmannſchaft Leipzig er
klären, daß ſie ſich, ſolange nicht die wirtſchaftliche Gleichſtellung
aller Volkszenoſſen erreicht ift, gegen die Wahlen zur National-
verſammlung ausſprechen. Sie verlangen, daß bis dahin alle
Gewalt in den Händen der Arbeiter und Soldatenräte gelaſſen
wird.“

Jn dieſem Sinne muß die Entſcheidung der Konferenz fallen,
wenn die Durchführung des Sozialismus geſichert werden ſoll.

Die Leipziger Volkszeitung will alſo nicht nur von einer
Vorverlegung des Wahltermins, ſondern auch
von den Wahlen überhaupt nichts wiſſen, „ſo-
lange nicht die wirtſchaftliche Gleichſtellung aller Volks
genoſſen erreicht“ ift. Was ſich die Volkszeitung unter dieſer
wirtſchaftlichen Gleichſtellung“ eigentlich denkt, iſt ihr Ge

heimnis. Aber für die Wahl ſelbſt mag ſich jeder dieſe Stel
lungnahme des Leipziger Bolſchewiſtenblattes einprägen!

Eine neue Halluzination!
Unter der Ueberſchrift: „Eine Unteroffizier

konferenz. Konzentration der gegenrevo-n ſnaren Kräfte ſchreibt die Leipziger Volkszei
ung:

Wie wir erfahren, iſt auf die nächſten Tage nach Leipzig
eine Konferenz aktiver Unteroffiziere aus ganz Deutſchland ein
beruſn r 4 hat dieſe T Veabſichti delchen Zwe t die agung igen die gegen
tevolutionären Elemente in Leipzig eine Heerſcha u. über dige
ſich ihnen zur Verfügung ſtellenden Prätorianergardeng

Von der Regierung muß gefordert werden, daß ſie die Kongzer
tration der gegenrevolutionären Kräfte ſofort unterbindett
Sollte von dieſer Stelle aus nicht das Notwendige unternommen
werden, ſo muß die Konferenz der Arbeiter und Soldatenräte das
ihrige tun!

Jedes politiſche Kind weiß, daß es ſich für die aktiven
Unteroffiziere um die Sicherung ihrer auf Grund der bis
herigen Geſetze erworbenen te handelt!
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Sozialdemokratiſcher Wahlſieg
in Groß- Berlin.

n Berlin haben am Sonnabend die Delegierten enReichs konferen, der Arbeiter- und Soldatenräte e

Oiſten mit einem vollen Sieg für uns.
Bei den Arbeiterrats wahlen wuden abgegeben

ſozialdemokratiſche Liſte 349 Stimmen
unabhängige Liſte 381

d t er r 70ie Sozialdemokraten erhalten 7 Delegi üdemai en alten elegierte (Lü nun
ngigen

Maltzahn,
Dei

ſozialdemokratiſche Liſteemeo 204 Stimmenunabhängige Liſte 121

Bogt) und 2 Unabhängige (Szmilinſti, Toſt).

Die Berliner Toleranz gegen
Spartakus iſt Selbſtmord.

In der jüngſten Vollſitzung des Arbeiter und Soldatenrates für
bas niederſchleſiſche Jnduſtrierevier wurde nach einer

Schilderung unſerer politiſchen Lage durch den Vorſitzenden
Seneſſen Schiller einſtimmig und debattelos eine Reſolution ange
ommen, in der es heißt:

„Der Arbeiter und Soldatenrat des niederſchleſiſchen Jnduſtrie-
reviers, hinter dem einmütig Arbeiterſchaft, Bürgerſchaft, Beamten-
Saft und die hieſigen Truppenformationen ſtehen, erhebt flammenden
Proteſt gegen das ungeheuerliche Treiben der Spartakusleute in Bertin,

Per Hohn und Schmach zugleich, auf jede Freiheit und Demokratie iſt.
er neuen Klaſſenherrſchaft einer von Hyſterikern irregeführten terro

riſtiſchen Minderheit beugt ſich weder die hieſige Arbeiterſchaft im be
jonderen, noch die Bütherſchaft im allgemeinen. Liebknechts Rache
gelüſte gegen das bisherige Syſtem wachſen ſich zum Vernichtungskampf

Geſellſchaft überhaupt aus, und Roſa Luxendurgs Propagandae den Bürgerkrieg treibt das deutſche Volk noch tiefer in die Ver
wichtungsraſerei und türmt das Leid der deutſchen Frauen und Mütter

Deshalb müſſen ſie und ihr Anhong unnſchädlich gemacht
ehe es für Volk und Freiheit zu ſpät iſt. Spariakus zieht

wen allen Seiten die Feinde ins Land, doß ſie mit militäriſcher Gewalſ
e Republik knebeln und zerſtückein. Die Bevölkerung Nieder-

iens, die ſelbſt aufs ſtärkſte durch tſchechiſche Gelüſte gefährdet iſt,
protoſtiert leidenſchaftlich gegen dieſen verderblichen Wahnwitz
und warntk die jetzige Regierungegewalt, ihre Toleranz nicht bis zum
Selbſtmord zu treiben. Was Spartakus treibt, iſt kein Sozialismus,
ſondern eine Orgie grenzenloſer politiſcher und wirtſchaftlicher Unrelfe,
de das Volk in kürzeſter Zeit zur Anarchie und hinterher unter die neue
Knechiſchaft des Kapitalismus führen muß. Der Tollheit in Berlin iſt

geſchehen! Wir müſſen ſobald als möglich eine geſetzgebende
entralſtelle, die Nationalverſammlung, haben, deren in Ausſicht ge

nemmener Wahſltag der 16. Februar ſich immer mehr als verſpätet
Fer ausgeſtellt. Attentate auf dieſe Nationalverſammlung, wie ſie Adolf
Hoffmann kürzlich ankündigte, ſind Verbrechen gegen die Demokratie und
müſſen ſchon jetzt mit aller Entſchiedenheit abgewehrt werden, oder die

ige Regierungsgewalt wird mit uns allen zugrunde gehen! Der Rat
Volksbeau en ſoll ſich aus dem Berliner Gefängnis

freimachen und ſich dann an die Spitze des vernünſtigen Deutſchlands
c das Berlin der revolutionären Narren wenden. Erſt
gar und nur dann wird der Sieg der ſozialen Demokratie geſichert

Sozialismus und Volkswille.
S. „Ein abſcheuliches Attentat wurde ſoeben begangen: Herr

Jaures, der große Redner, der der franzöſiſchen Tribüne Glanz
wurde in feiger Weiſe ermordert. Jm Namen der ganzen

Republik entblöße ich mein Haupt vor der Bahre des ſozialiſtiſchen
Republikaners, der für ſo edle Ziele gekämpft hat Der
Weuchelmörder iſt verhaftet; er wird der Strafe nicht entgehen.
Röchten alle Bürger Vertrauen in das Geſetz haben! Geben wir
alle in dieſer ſchweren Gefahr ein Beiſpiel der Kaltblütigkeit und
der Einigkeit!“

So las man's am 1. Auguſt 1914 an allen Anſchlagſäulen von
aris, als Aufruf des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Viviani.
iereinhalbes Jahr ſind ſeit dem Meuchelmorde an Jaures über

Hie bluttriefende Welt gezogen, und noch immer iſt ſein Mörder
nicht beſtraft. Aber vielleicht iſt es gut ſo, daß man den Namen
des edelſten aller Menſchen nicht einmal von fernher mit dem Be
griff der Sache zuſammenbringen kann. Dem Andenken dieſes
großen Toten gziemt nur eine Ehrung, die durch das Fortleben
und Fortwirken ſeiner Gedanken.

Soeben hat M. Beer im Verlag für Sozialwiſſenſchaft eine
kurggefaßte Lebensbeſchreibung des großen Volkstribunen ver
bffentlicht, die durch umfangreiche Zitate aus ſeinen Schriften und
Reden ergänzt wird. Und die Stimme des edlen Friedensfreundes
Iüngt zu uns, als ſpräche er heute über unſere gegenwärtige Lage:
„Jene großen ſozialen Wandlungen, die man Rebvolutionen nennt,
Knnen nicht oder können nicht mehr das Werk einer Minderheit
ſein. Eine revolutionäre Minderheit, ſei ſie noch ſo klug und noch
js energiſch, reicht nicht aus, wenigſtens nicht in der modernen
Geſellſchaft, um die Revolution durchzuführen. Sie bedarf der
Mithilfe des Beitrittes der Mehrheit der ungeheuren Mehrheit.“

Die Gründe für dieſe Tatſache ſetzt Jaures überzeugend aus-
einander. Es gibt keine paſſive und träge Maſſe mehr. Selbſt
Kleinbürgertum und Kleinbauernſtand ſind im Ernfſtfall aktiv,
und ſelbſt ihr paſſiver Widerſtand würde hinreichen, um die Revo-
lution auszuhungern und zu ſtürzen. Die Bourgeoiſie ſei keine
zräge eingeſchlafene Klaſſe, ſondern tätig, kühn und weitblickend
und habe Führer von geradezu napoleoniſcher Triebkraft. Solchen
Gegner müſſe die Arbeiterklaſſe die Macht entreißen. Außerdem ſei
die ſozialiſtiſche Umwälzung viel ſchwerer durchzuführen als
irgendeine Reform des Kapitalismus. Sie könne nicht bloß ver
nichten, ſondern müſſe aufbauen.

Wenn die Sozialiſtiſche Organiſation nicht imſtande wäre,
den Beſtand eines neuen ſozialen Syſtems zu garantieren, dann
würde die Geſellſchaft in einen Abgrund des Elends und der Un
ordnung ſtürzen, und die Revolution wäre in einem Tage ver
loren. Aber dieſes neue ſoziale Syſtem kann nicht von einer
Vinderheit inſpiriert und geſchaffen werden. Es kann nicht
wirken, ohne die Zuſtimmung der großen Mehrheit der Bürger.
Ran ſoll doch den neuen und großartigen Charakter der ſozialiſti
ſchen Revolution nicht vergeſſen. Sie wird für alle durchgeführt
werden. Zum erſtenmal ſeit dem Beginn der Geſchichte wird ein
großer ſozialer Wandel nicht die Erſetzung einer Klaſſe durch eine
andere, ſondern die Abſchaffung aller Klaſſenherrſchaft, die Be
freiung der ganzen Menſchheit zum Gegenſtand haben. Jn der
ſogialiſtiſchen Ordnung wird nicht die Herrſchaft einer Klaſſe über
die andere die Diſgziplin und das Zuſammenwirken der Kräfte

ſondern der freie Wille der vereinigten Genoſſen.
Wie könnte ein Syſtem, das die freie Mitwirkung aller vorausſetzt,
gegen den Willen der großen Maſſe errichtet werden Alle dieſe
feindlichen oder trägen Kräfte würden die ſozialiſtiſche Produktion
dermaßen beſchweren, in unzähligen Stößen und Reibungen ſoviel
Bnergie aufzehren, daß das Syſtem zuſammenbrechen müßte.
e kann nur durch den allgemeinen und beinahe einmütigen
Willen gelingen. Da es für alle beſtimmt iſt, muß es von allen
vorbereitet und von faſt allen, praktiſch geradezu von allen ge

S
endeten trotz der vielen dunklen Manöver gegen die ſozialdemokratiſchen
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nt); und die freien Berufe l Delegierten (Flügel),
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durch eine Minderheit eingeführt werden.“

Revolution nicht hinwegſetzen kann und darf.

allen Lagen an den Grundſätzen der Demokratie.

dieſer entſcheidungsſchweren Stunde die Mahnworte des großen
Franzoſen hört und ihnen getreu ehrlich demokratiſch handelt.

Der Wahlaufruf der bürgerlichen
Demokratie.

Die Deutſche demokratiſche Partei hat am Sonnabend
ihren Wahlaufruf veröffentlicht, und das Berliner Tageblatt
ſagt von dieſem Schriftſtück mit einer wohlbegründeten
Jronie, daß zwiſchen dieſem Wahlaufruf und den früheren
Wahlaufrufen der bürgerlichen Linksparteien kaum noch eine
Familienähnlichkeit beſteht. Jn der Tat hat die demokratiſche
Partei aus dem ſozialdemokratiſchen Parteiprogramm ſoviel
übertiommen, als nur irgend entlehnt werden konnte, ohne
ihren wichtigſten Programmpunkt zu gefährden: die Auf-
rechterhaltung des Privateigentums. Aber ſelbſt bei dieſem
muß ſie die Einſchränkung machen, daß die Frage der Sozia-
liſierung rein ſachlich für jeden Einzelfall danach zu ent-
ſcheiden iſt, ob eine Steigerung der derbreiten Maſſen und eine Erhöhung des Produktionsertrages
erzielt werden kann. Dieſe Frage iſt indeſſen nicht nur prak
tiſch für den Einzelfall, ſondern auch grundſätzlich zu ent
ſcheiden. Strebt man danach, durch S Organiſation
der Erzeugung den Produktionsanteil der breiten Maſſen zu
vergrößern oder ſetzt man ſich das Willensziel
die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung zu erhalten und nur
ſoweit zu ſozialiſieren, als eben unter Druck der Volks-
maſſen unvermeidlich iſt. Und da iſt unſere Auffaſſung, daß
der Krieg nicht nur den Bankrott des alten deutſchen Herr-
ſchaftsfyſtems, ſondern auch den der kapitaliſtiſchen Wirt
ſchaftsordnung erwieſen hat. Die politiſchen Fragen ſind
entſchieden und im weſentlichen erledigt. Die r e demo
kratiſche Partei und die Sozialdemokratie ſtehen ſich gegen
über als reine Vertreter der verſchiedenen Wirtſchaftsſyſteme,
kapitaliſtiſches Privateigentum und ſozialiſtiſche Gemein-
wirtſchaft.

An meine Kampfes- und Klaſſen-
Genoſſinnen!

Das gewichtige Recht, um welches wir Sozialiſtinnen
vergeblich einen jahrzehntelangen Kampf geführt haben, iſt
uns nun durch die Revolution zuteil geworden. Das all-
gemeine, gleiche, geheime und direkte hlrecht, das aktive
Wahlrecht und die paſſive Wählbarkeit beſitzt jetzt in Deutſch
land auch die weibliche, über 20 Jahre alte Bevölkerung.Eine ſchwere Verantwortung iſt mit dieſem wicht en

hehren Recht in Eure Hand gegeben. Zum erſtenmal werdet
Jhr aufgerufen werden, die Nationalratswahlen vollziehen
zu helfen. Jhr werdet damit entweder über das Geſchick
des deutſchen Volkes den Stab brechen, oder es emporführen
helfen zu Freiheit und Glück.

Eure Stimmabgabe wird zeigen, ob der Geiſt des So-
zialismus in Euch lebendig iſt und Jhr damit Euch als reif
z zu freien Bürgerinnen der freien ſozialiſtiſchen Re
publik.

Tue eine jede, was in ihren Kräften ſteht, um Gleich
gültige aufzuklären und Abſeitsſtehende heranzuziehen, da
mit dieſe hoffentlich recht bald ſtattfindenden Nationalrats-
wahlen der Sozialdemokratie einen überwältigenden Sieg
bringen. Ottilie Baader- Dietrichs.

Militäriſche Amneſtie.
Der Verordnung des Rates der Volksbeauftragten vom 3. Dez.

1018 über die Gewährung von Straffreiheit und Strafmilderung
hat ſich nunmehr eine Verordnung über militäriſche Am-
neſtie vom 7. Dezember 1918 zugunſten aller Perſonen,
die, wenn auch nur zeitweiſe, dem aktiven Heere, der alktiven
Marine oder den Schutztruppen angehört und in einem Dienſt-
oder Vertragsverhältnis zu dem kriegführenden Heere geſtanden
haben, angeſchloſſen. Alle Unterſuchungen gegen dieſe Perſonen
iverden niedergeſchlagen, ſoweit ſie Uebertretungen und Vergehen,
letztere mit einer Ausnahme, ſowie gewiſſe Verbrechen betreffen
und ſoweit dieſe Straftaten vor dem Jnkrafttreten der Verord-
nung am 12. Dezember 1918 begangen ſind.

Des weiteren werden alle vor dem gleichen Zeitpunkt ver-
hängten und noch nicht vollſtreckten Diſziplinarſtrafen und militär-
gerichtlichen Strafen mit den Nebenſtrafen, jedoch ausſchließkch
der militäriſchen Ehrenſtrafen, erlaſſen, fofern die Eingzelftrafe
bzw. die Geſamtſtrafe nicht ſchwerer iſt als ein Jahr Gefängnis.
Nur bei Strafen wegen Fahnenflucht, Feigheit und Zuwiderhandlungen gegen die militäriſche Unterordnungspflicht werden auch

über dieſe Strafgeſetze hinausgehende Strafen erlaſſen, jedoch bei
Fahnenflucht und Feigheit nur unter der Bedingung, daß der Ver
urteilte ſich drei Jahre bewährt, bei Fahnenflucht auch bei einer
militäriſchen Dienſtſtelle ſich innerhalb einer gewiſſen Friſt meldet

Der bedingte Straferlaß greift ferner Platz, wenn nur noch
ein Strafreſt von höchſtens einem Jahre zu verbüßen iſt. Bei
höherem Strafreft tritt der Straferlaß nur ein, wenn die Erwar
tung gerechtfertigt iſt, daß der Verurteilte die Freiheit nicht zu
neuen Straftaten wird. Dieſe Verordnung gilt für
das Reich, indeſſen bleiben günſtigere Beſtimmungen einzelſtaat-
licher Amneſtien in Kraft.

Die Befugniſſe der A. u. S.-Räte.
Mit den Befugniſſen der Arbeiter und Soldatenräte beſchäf-

tigte ſich anläßlich der Einführung des Achtſtundentages in den
Nahrungsmittelbetrieben ein Erlaß des Staatsſekre-
tärs des Reichsernährungsamts an die dem Reichsernährungsamt
unterſtellten Kriegsſtellen und Kriegsgeſellſchaften. Dieſer Erlaß,
der im Ein verſtändnis mit dem Staatsſekretär des Reichsarbeits-
amts ergangen iſt, lautet wörtlich: 1. Bei den Betrieben, die der
Ernährung und Verſorgung der Bevölkerung mit dringenden Be
darfsgegenſtänden dienen, ſoll eine Unterbrechung
der Arbeit und eine Minderung der Produktion
vermieden werden. Der Achtſtundentag ſoll daher in dieſen
Betrieben erſt gur Einführung gelangen, wenn die nötige
Zahl von Arbeitern beſchafft iſt.

2. Für die Einführung des Achtſtundentages iſt als Termin
der 1. Januar 1919 vorgeſehen. Bis dahin müſſen ſich die Be
triebe auf den n r müſſen daher bei denArbeitsnachweiſen und Auskunftsſtellen unverzüglich den Bedarf

Demobilmachungskommiſſaren dieſerhalb in u treten.
3. Da durch die Demobilmachun Arbei e freiwerden, ſo iſt zu erwarten, er b

Filligt werden. Denn es kommt eine Stunde, wo die Kraft einer

ungeheueren Mehrheit den lehten Widerſtand entmutigt. Daß,
was den Adel des Sozialismus darſtellt, iſt dieſes, daß er keine
Herrſchaft der Minderheit ſein wird. Er kann und darf daher nicht

Deshalb erblickt Jaures im allgemeinen Wahlrecht ein ſpegi
fiſches Merkmal der modernen Geſellſchaft, über das ſich auch die

Deshalb predigt
er das unverrückbare Feſthalten des Proletaviats in

Noch viele ſolcher Worte eines prophetiſchen Geiſtes ließen ſich
aus Beers Buch über Jaures anführen; die wiedergegebenen Worte
mögen genügen. Die Hauptſache iſt, daß das deutſche Proletariat in

an Arbeitern anmelden. Es empfiehlt ſich, auch mit den örtlichen reden,

inſpektor) oder beim örtlichen Demobilmachungskommiſſar wegen
der Bewilligung von Ausnahmen vorſtellig werden.
Es iſt hierbei aber an dem Grundſatz auch die der
Volksernährung und Volksverſorgung dienenden Betriebe eine
Ausnahmeſtellung nur da und nur für die Zeit erhalten
können, wo die Volksernährung gefährdei erſcheint und der Mehr
bedarf an Arbeitskräften ſich nicht beſchaffen läßt. Auf die An-
ordnung des Demobilmachungsamts vom 26. November 1918
(ReichsGeſetzbl. S. 1834) nehme i bezug. Die Einlegung
wechſelnder Schichten zu je 8 Stunden iſt durch die Ein
führung des Achtſtundent nicht ausgeſchloſſen.

Die Betriebe ſollen ſich über dieſe Fragen nicht mit den Ar
beiter- und Soldatenräten, ſondern mit den zuſtändigen gewerk-
ſchaftlichen rn ſgliene und ihren örtlichen Vertretern aus-
einanderſeten, wo die Arbeiter und Soldatenräte Anforderungen
ſtellen, ift unverzüglich die Mitwirkung der genannten Organi-
ſationen nachzuſuchen.

Die Reichsregierung hat ſich mit dieſen Grundſätzen, die den
Vereinbarun zwiſchen den großen Arbeitgeberverbänden und
den Gewerkſchaften vom 15. November entſprechen, durch Schreiben
vom 11. Dezember an den Staatsſekretär des Reichsernährungs-
amtes ausdrücklich einverſtanden erklärt.

Die Alliierten lehnen die Anerkennung
der Soldatenräte ab.

Der Arbeiter- und Soldatenrat in Kreuznach hat in
Trier angefragt, ob für die vom Feinde beſetzten Gebiete un
gehinderte Ausreiſe- und Rückkehrsmöglichkeiten der Delegierten
gewährleiſtet wird, die zu der Berliner Tagung der Arbeiter und
Soldatenräte am 16. Dezember entſendet werden ſollen. Dieſe
Frage wurde von der deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion pflicht
gemäß an die Oberſte Heeresleitung der Alliierten weitergegeben.
Marſchall Foch hat darauf die lakoniſche Antwort erteilt: „Die
alliierten Mächte erkennen die Arbeiter und Soldatenräte nicht an.“

Der Präſident von Portugal ermordet.
Liſſcbon, 15. Dezember. Der Präſident der Republik

iſt ermordet worden.

Polen bricht die diplomatiſchen
Beziehungen ab.

Warſchan, 15. Dezember. Heute vormittag überreichte der Vor
7 der politiſchen Abteilung des Miniſteriums des Aeußern Dr. Karl

a der in Begleitung des Referenten für deutſche Angelegenheiten
Kajetan Morawfki im Namen der polniſchen Regierung dem Grafen
Keß ler eine Note, in der unter Hinweis auf die Zuſtände bei Oberoſt,
wo die deutſchen Behörden den polniſchen Staatsintereſſen zuwider-
laufende Handiungen beg' igen und gemeinſam mit den Bolſchewiſteit
vorgingen, die polniſche Regierung die Ueberzeugung ausdrückt, daß
weitere Verhandlungen mit der deutſchen zwecklos, ja ſogar
für die innere Ordnung in Polen ſowie für die künftigen gegenſeitigen
Beziehungen gefährlich wären. Aus dieſem Grunde ſah die polniſche
Regierung ſich genötigt, die diplomatiſchen Beziehungen mit der
deutſchen Republik abzubrechen und erſucht den deutſchen Ver
treter, unverzüglich ſamt dem Perſonal der Geſandtſchaſt die Republik
Polen zu verlaſſen. Graf Keßler erklärte, er werde in der
nächſten Richtung die Grenzen des Staates verlaſſen.

Proteſt gegen die tſchechiſchen Ein
brüche in Deutſch-Böhmen.

Die Wiener Korreſpondenz der deutſchöſterreichiſchen National
regierung teilt mit: Der Staatsrat hat heute über die fortwährenden
Einbrüche in das Gebiet von Deutſchböhmen beraten und auf Antrag des
Staatsfekretärs Dr. Bauer beſchloſſen, an W auswärtige Re
ierungen eine richten, worin die Verwirklichung des Selbſt
ſtimmungsrechts der Deutſchen in den Sudetenländern durch Vor

nahme einer Zoll sabſtimmung unter Leitung neutraler Kommiſſionen
und w J in Anweſenheit von neutralen Truppen angeregt
wird. Staatsrat hat es abgelehnt, gegen die tſchechiſchen Truppen
Gewalt aufzubieten und ſo die Kriegführung über den Waffenftillſtand
hinaus zu verlängern. Er erwartet, daß die feindlichen Vorſtöße der
tſchechoſlowakiſchen Kriegsmacht im Lager der Entente ſelbſt Verur
teilung finden werden.

Die engliſchen Wahlen.
Von M. Beer.

SK. Das Parlament, das am 25. November 1917 aufgelöſt
wurde, war im Dezember 1910 ählt worden. Die Liberalen
blieben an der Regierung, aber ihre Mehrheit war ſo ſchwankend,
daß ſie oft in Abhängigkeit von den Konſervativen gerieten. Am
2. Auguſt 1914, alſo vor dem Einmarſch der deutſchen Truppen
in Belgien, beſtürmten die konſervativen Führer die rn
ſich Rußland und Frankreich anzuſchließen. Seit Kriegsausbru
hörte überhaupt jede Oppoſition auf. Als im Juni 1915 die Kriegs-
ſchwierigkeiten groß wurden, hörte die Regierung auf, ſich einzig
und allein auf die Linksparteien zu ſtützen und an ihre Stelle trat
eine Koalitionsregierung, die aber noch den liberalen Führer
Aſquith zum Miniſterpräſidenten hatte. Die Wühlarbeit der Konſer
vativen hatte jedoch nach und nach den Erfolg, daß die Liberalen
vollſtändig diskreditiert wurden: im Dezember 1916 wurden Aſquith
und Grey geſtürzt und an deren Stelle traten Lloyd George und
Cecils. Die Arbeiterpartei trat auch der neuen Koalitionsregierung
bei und fie erhielt dafür das bindende Verſprechen, daß ihr eine
Vertretung auf dem Friedenskongreß gewährt werden würde.

Jm 1918 erhielt das engliſche Volk das allgemeine
Wahlrecht, das zwar gegen früher einen ſehr erheblichen Fortſchritt
bedeutet, aber dennoch einen plutokratiſchen Charakter trägt. Jeder
Kandidat muß nämlich eine Kaution von 150 Pfund Sterling
(8000 M.) hinterlegen, die verfallen, wenn die auf ihn vereinigte
n nicht mehr als ein Achtel der e Stimmen
beträgt. Die Arbeiterpartei, die etwa 350 Kandidaten aufſtellt, muß
demgemäß über eine Million Mark hinterlegen, ehe ſie in den
Wahlkampf eintreten kann. Beſonders hart trifft dieſe Maßregel
die Unabhängige Arbeiterpartei ((J. L. P.), die 50 Kandidaten auf
ſtellen wollte. Die Times vom 9. Rovember hatte ihre beſondere
Freude, als ſie vernahm, daß die J. L. P. große Schwierigkeit hat,
die nötige Geldſumme zuſammenzubringen. Auch eine Art Plural-
wahlrecht iſt für diejenigen beſtehen geblieben, die Wohnungen in
mehreren Wahlkreiſen

Unſer Hauptintereſſe an den Wahlen kongentriert ſich auf die
Arbeiterpartei. Von ihrem Erfolge und Mißerfolge, von ihrer
Stärke oder Schwäche hängt die Geſtaltung des künftigen Verhält
niſſes zwiſchen England und Deutſchland ab. Denn weder von der
Partei Lloyd Georges noch von der Aſquiths haben die Deutſchen
etwas Gutes zu erwarten. Die wenigen Linksliberalen, die für
eine menſchenfreundliche Politik eintreten, ſind viel zu ſchwach, um
irgendwelches Gewicht in die Wagſ werfen zu können. So
edel die Stimme, eines Maſſingham, Morel, Ronoonbt iſt, ſo wenig
praktiſche Bedeutung hat dies inmitten der Orgien, die Sieges
taumel und Rachegier jetzt in England feiern. Es bleibt alſo nur
die britiſche Arbeiterpariei, die zwar einen ſtarken Prozentſatz
nationaliſtiſcher Elemente in ſich ſchließt, aber doch an ein Pro
gramm gebunden iſt, das einen internationalen Frieden

n. g. der Arbe ſindus iterpartei und Friedensfreundenicht beſonders glänzend. Lloyd George mit dem Nimbus der Sieges
um ſein frommes Haupt macht ungeheure Anſtren ngen, denJingoismus der Nation bis zur Sluthihe zu ſteigern Sein Wahl

die man in Deutſchland viel zu ernſt nimmt, haben keinen
anderen Zweck als die niederen Inſtinkte der Maſſen aufgzuſtacheln
und Khakiwahlen u machen. Die Arbeiter und die Friedenfreunde
werden ſich glückl n, in einer Stärke von eiwa 100 bis 120halten ſind ſollte dies e al x geler en ſo aller n ingen, ſomüſſen dee Betriebe rechtzeitig bei ihren h Abgeordneien ins neue Parlament einzutreten, alſo etwa nur ein
Siebentel der Geſamtſtärke des Hauſes zu bilden.
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rottungen und Ruheſtörungen zu verzeichnen waren, zog nach

der Spartakusleute, die am Freitag abend zwei Verſammlungen

Anruhen in Dresden.
In der Nacht zum Sonnabend kam es in Dresden zu be

denklichen Unruhen. Die Dresdner Volkszeitung berichtet darüber
m Anſchluß an eine Kommuniſtenverſammlung im Saale der

ufmannſchaft wurden die Soldaten, die das Gebäude verließen,
von unbekannten Rufern aufgefordert, ſich zu ſammeln. Es for-
mierte ſich ein kleiner Zug von etwa 500 Soldaten, Matroſen und
Ziviliſten, der ſich anſchickte, nach dem Stadtinnern zu ziehen.
Bereits vor Webers Hotel kam es zu ſtürmiſchen Auftritten. Die
Menge forderte dort die Beſeitigung der r n Fahne. Dieſe
wurde heruntergelaſſen und dann von den Untenſtehenden zer-
riſſen. Darauf zerſtreute ſich die Menge, die in der Verſammlung
von den Kommuniſtenredner aufgeputſcht worden war, nun aber
nicht zu wiſſen ſchien, was ſie eigentlich ſolle. Nur etwa 49 Mann
zogen nach dem Altmarkt, wo es zu Reibereien mit berittenen
Militärpatrouillen kam. Die Auftritte auf dem Altmarkt riefen
viele Neugierige herbei, ſo daß die Menge wieder auf etwa 800
Perſonen anwuchs. Sie zog nun unter dem Rufe, man wolle die
Maſchinengewehre aus dem Polizeipräſidium herausholen, nach
dem Polizeipräſidium und zerſtörte dort die e undLaternen durch Steinwürfe. Die militäriſche e am Polizei
gebäude forderte die Menge gütlich auf, auseinanderzugehen, was
aber keinen Erfolg hatte. Darauf wurden die Tumultanten von
der Wache mit Waſſer aus dem Feuerhydranten überſchüttet. Da
das auch nicht half, die Menge im Gegenteil die Zerſtörung fort-
ſetzte, wurde nochmals zum Auseinandergehen aufgefordert und
mit dem Gebrauch der Waffen gedroht. Auch jetzt zerſtreute ſich
die Menge nicht.

Die militäriſche Wache gab nun Schreckſchüſſe in die Luft ab,
die aus der Menge mit Gewehrſchüſſen beantwortet wurden. Dabei
wurden, ſoviel ſich bis jetzt hat feſtſtellen laſſen, drei Mann leicht
verwundet. Die Tumultanten zogen dann nach dem Ständehaus,
wo ſie Waffen vermuteten. Sie drangen aber nicht in das Ge
bäude ein, ſondern begnügten ſich mit der Entwaffnung der eben
anrückenden 20 Mann Wacheverſtärkung. Nun zogen die Ruhe-
ſtörer nach der Altſtädter Hauptwache, zertrümmerten dort ein
Fenſter und ſetzten ſich gewaltſam in den Beſitz einer Kiſte ſcharfer
Patronen. Die Führer der Menge verteilten die Patronen und
rüſteten auch Ziviliſten mit vorgefundenen Gewehren aus. Die
Menge zog dann nach dem Telegraphenamt und entwaffnete auch
dort die che, die, wie ſämtliche Wachen, vom Sicherheitsaus-
ſchuß des Soldatenrats die ſtrengſte Weiſung hatte, nur im äußer-
ſten Notfalle zu ſchießen. Die Menge zog nun wieder vor das
Polizeipräſidium, wo ſie etwa zwei Stunden lang herumlärmte,
ohne daß es zu bedeutenden Ausſchreitungen kam. Gegen 2 Uhr
morgens wurde auf den Vorſchlag beſonnener Leute hin eine Kom-
miſſion gebildet, die ſich in das Polizeipräſidium begab und nach
längerer Verhandlung mit der Wache den Streit ſchlichtete,
worauf ſich die Menge zerſtreute und Ruhe eintrat.

So der Bericht der Dresdner Volkszeitung, den dieſe ohne
jeden Kommentar wiedergibt. Die Bemerkung zum Schluſſe, daß
eine Kommiſſion nach längeren Verhandlungen im Polizeipräſi-
dium „den Streit ſchlichtete“, mutet mehr als ſonderbar an. Was
lag denn für ein Streit vor? Es war ein regelrechter Krawall,
dem höchſt wahrſcheinlich Putſchabſichten zugrunde lagen und jeden
falls von den Spartaziſten ausgingen. Dann iſt aber das Vor
Jommnis ein neuer Beweis daſür, daß es ſo nicht weiter gehen
kann, und ſolche Krawalle durch Verhandlungen geſchlichtet werden.
Hier muß gleich durchgegriffen und alles getan werden, daß ſolche
Krawalle in der Zukunft unmöglich ſind. Dazu muß zuerſt unbe
dingte Entwaffnung aller vorgenommen werden, die kein Recht
zum Waffentragen haben. Gegen diejenigen aber, die unberech
tigterweiſe mit Waffen angetroffen werden, und die zur Volks
bewaffnung auffordern, oder, die, wie in dem Dresdner Krawalle,
Munitionslager plündern und zur Plünderung auffordern, muß
rückſichtslos eingeſchritten werden, wenn wir nicht erleben wollen,
daß eines Tages eine wilde fanatiſche Menge zu ernſteren Ex

Jn der Nacht zum Sonntag iſt es zu neuen Zuſammen
rottungen gekommen, bei denen Vlut floß und Tote auf dem Platze
blieben. Nachdem ſchon vor Mitternacht verſchiedene Zuſammen-

Mitternacht eine Menge von etwa 300 Köpfen unter Führung von
8 Matroſen, des Jägers Bellmann und eines Redakteurs Kauf
mann tumultierend durch die Hauptſtraßen, erbrach ſchließlich die
Tore des Konzerthauſes an der Reitbahnſtraße und durchſuchte
dieſes Lokal nach Lebensmitteln. Die Menge führte Waffen bei ſich.
Als nach etwa einer Stunde Truppen anmarſchiert kamen, fielen
ſofort Schüſſe aus der Menge auf die Truppen, was von einigen
Hauptbeteiligten ſpäter unumwunden zugegeben werden mußte. Die
Folge war eine längere Schießerei, die einem Soldaten und einem
Ziviliſten das Leben koſtete. Der Soldat wurde von einer Frau auf
nahe Entfernung mittels eines Revolvers getötet, den ſie aus dem
Muff hervorzog. Weiter wurden 6 Soldaten und 3 Ziviliſten ver
wundet. 14 der Hauptbeteiligten wurden feſtgenommen.

Der Staatsrat, der am Sonntag nachmittag tagte, hat das
Treiben ſcharf verurteilt und jede Gemeinſchaft mit den Unruhe-
ſtiftern entrüſtet abgelehnt. Die Unruhen kommen auf das Konto

abgehalten hatten, im Anſchluß an welche die Zuſammenrottungen
ſtattfanden.

Wie der Pirnaer Anzeiger mitteilt, gründete ſich die durch Mit-
glieder des Soldatenrats in Pirna erfolgte Verhaftung des Arbeiter-
rats auf den Verdacht beabſichtigter Waffenverteilung an das Publi
kum. er zufällig im Volkshauſe anweßfende frühere Reichstags
abgeordnete Rühle ſtellte ſich er unter den Verhaft-
befehl. Die r S rhafteten wurde nach etwa einer
Stunde wieder aufgehoben. Der Vorſitzende des Arbeiterrats
Kimmich entging durch Ortsabweſenheit der Verhaftung. Der Ar
e beſtreitet, die Abſicht zur Waffenverteilung gehabt zu

en.
Die Sache bedarf noch der Aufklärung. Wenn auch die Ab-

ſicht der Waffenverteilung beſtritten wird, ſo ſcheint doch tatſächlich
eine Waffenverteilung ſtattgefunden zu haben.

Was werden die Volksbeauftragten in Dresden dieſen Zu
ſtänden gegenüber tun? Zum mindeſten muß das von Berlin aus
Du nete Waffenverbot mit aller Entſchiedenheit durchgeführt
werden.

Geſetz zur Bildung einer frei
willigen Volkswehr.

1. Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher
heit iſt eine freiwillige Volkswehr zu bilden.

2. Die Vollmachten zur Aufſtellung der Abteilungen dieſer
Volkswehr erteilt ausſchließlich der Rat der Volksbeauftragten, der
auch die Zahl und Stärke der Abteilungen feſtſetzt.

3. Die Volkswehr unterſteht ausſchließlich dem Rat der Volks
beauftragten. Sie verpflichtet ſich der ſozialiſtiſch- demokratiſchen dens
Republik durch Handſchlag.

t. J der Volkswehr werden nur aufgenommen.
Sie wird außerhalb des Rahmens des Heeres ſtehen. tliche
und Diſgiplinarverhältniſſe werden noch geregelt.

5. Die l e wählen ihre Führer ſelbſt, und zwar etwa
100 Freiwillige (Hundertſchaft) einen W und dreimehrere Hundert chaften bilden eine ilung und en
Abteilungsführer und den Stab. Jhm ſteht ein Vertrauensrat von
fünf Freiwilligen beratend zur Seite.

6. er Freiwillige iſt im Dienſte zum Gehorſam gegenüber
ſeinen ſelbſtgewählten Führern verpflichtet.

7. Für die Annahme der Freiwilligen iſt Vorbedin
In der Regel Zurücklegung des 24. Lebens

8. Die Freiwilligen n zune eine Probezeit von 21 Tagen
zu leiſten. Wird ihre Geeignetheit feſtgeſtellt, ſo ſind ſie zunächſt
auf 6 Monate zu verpflichten. Die Verpflichtung kann nach Ab
lauf dieſer Zeit von drei zu drei Monaten verlängert werden.
Frühere Löſung des Dienſtverhältniſſes iſt bei ſchwerer Verletzung
der durch dasſelbe begründeten Pflichten zuläſſig; ſie erfolgt durch
den Abteilungsführer unter Zuſtimmung des Vertrauensrats.

9. Die Freiwilligen ſind auszurüſten, zu bewaffnen und unter
ubringen. Wegen beſonderer Bekleidung und bzeichen bleibt
eſtimmung vorbehalten. Die Gebührniſſe und Verſorgungs-

anſprüche werden noch feſtgeſetzt. Früher erworbene Verſorgungs
anſprüche bleiben beſtehen.

10. Das preußiſche Kriegsminiſterium hat mit Zuſtimmung
des Rates der Volksbeauftragten die erforderlichen Ausführungs-
beſtimmungen zu erlaſſen.

Der Rat der Volksbeauftragten.Ebert. Haaſe. Scheidemann. Dittmann. Landsberg. Barth.

Berlin, 13. Dezember. Das Eingreifen von Arbeiter und
Soldatenräten in die Zivil- und Strafrechtspflege geht vielfach über
die Zuſtändigkeit hinaus, die ihnen durch die Umwälzung gegeben
worden iſt. So verdienſtlich es erſcheint, wenn die Arbeiter und
Soldatenräte die Juſtizverwaltung ſorgſam überwachen und von
Mißſtänden und Fehlgriffen den Zentralſtellen unverzüglich Kennt
nis geben, ſo gefährlich ſind unmittelbare Eingriffe in Rechtspflege
und Strafvollzug.

Unzuläſſig ſind hiernach Anorduungen, nach denen außerhalb
des geordneten Gerichtsverfahrens Perſonen wegen BVerdachts
ſtrafbarer Handlungen verhaftet und Strafgefangene ſofort in
Freiheit geſetzt werden. Unzuläſſig iſt die Einrichtung beſonderer
Volksgerichte, Kriegsgerichte oder Standgerichte, die Einführung ab
gekürzter Gerichtsverfahren, Abänderung des Reichsſtrafgeſetzbuches
und Uebertragung der Strafgerichtsbarkeit auf andere BVehörden.
Alle derartigen Maßnahmen führen zu ſchweren Gefahren für die
Rechtsſicherheit und rufen unter der Bevölkerung tiefgreifende Be
unruhigung hervor. Sie ſtellen bei häufigerer Wiederholung die
ordentliche Tätigkeit der Gerichisbehörden überhaupt in Frage. Die
Reichsregierung fordert daher die Arbeiter- und Soldatenräte nach
drücklich auf, von ſolchen Eingriffen in Zukunft Abſtand zu nehmen
und ſich auf die ihnen zuſtehende Ueberwachnng der Rechtspflege
zu beſchränken.

Beorlin, 12. Dezember 1918.
Die Reichsregiernng.
gez. Ebert. gez. Haaſe.

kundgebungen des N. l. J.-Kats Leippig.

Verfügung.
Der Firma J. Joachimskhal in Leipzig. Döſner Weg 16, und

deren Inhaber Le Groß iſt die Wiederausübung des gemäß der
Bekannimachung des Bunderrats vom 21. 9. 15 zur Fernhallung un
zuverläſſiger Perſonen vom Handel unkerſagten Handels mit allen
Arlen von Werkzeugmaſchinen, ſowie mit ſonſtigen Gegenſtänden des
Kriegebedorfs geſtalkel worden.

Leipzig, 13. 12. 185. Arbeiter und Seldafenrat XIX. A.-K.
Schöning.

Sachſen und Nachbarſtaaten.
Konflikt im Zwickauer Arbeiter und Soldatenrat.

Wie die zehn Mitglieder unſerer Partei im Arbeiter und
Soldatenrat an der Spitze des Sächſiſchen Volksblattes mitteilen,
ſind ſie aus dem Arbeiter und Soldatenrate ausgeſchieden, weil
die Unabhängigen die geforderten Neuwahlen zum Arbeiter und
Soldatenrat mit allerlei Ausflüchten fortwährend hinausgeſchoben
und ſchließlich überhaupt abgelehnt haben mit der Begründung, ſie
ſeien am 9. November auf die ganze Dauer der Revolution gewählt
worden. Da auch die Soldaten mit den Unabhängigen ſtimmten,
hatten dieſe die Mehrheit. Die Unabhängigen wiſſen ſchon, warum
ſie ſich gegen Neuwahlen wenden!

Das Unterſuchungsergebnis gegen die Hamſterer
in Bad Elſter.

Es wird offiziell berichtet: Jm Anſchluß an die in Brambach
i. V. vorgenommenen Hausſuchungen war erneut die Vermutung
ausgeſprochen, in Bad Elſter würden bei einer Durchſuchung noch
viel größere Vorräte an Lebensmitteln gefunden werden. Dieſe
Annahme hat ſich nicht beſtätigt. Beauftragte des Arbeiter und
Soldatenrats der Amtshauptmannſchaft Oelsnitz haben kürzlich
3 und etwa 15 Vermiethäuſer nach Lebensmitteln durch
ſucht, dabei aber nirgends Nahrungsmittel in ſolchen Mengen ge

funden, beanſtandet werdenlönnen.
daß ſie hätten beſchlagnahmt oder

Chemnuiß. Ein einträgliches Geſchäft hat die Gemeindeverwaltung
Glöſa gemacht. Sie kaufte vor längerer Zeit ein 27 Hektar großes
Bauerngut zum Preiſe von rund 100 000 M. zur Schaffung von
Kleinwohnungen. Zehn Hektar wurden vor einiger Zeit zum Preiſe
von 90 000 M. an den Spar und Bauverein verkauft. Jetzt ſollen von
dem Grundſtück weitere 12 Hektar zum Preiſe von 103 000 M. ab

etrennt werden. Die noch verbleibenden 5 Hektar ſtellen mit den
bäuden noch einen Wert von 75 000 M. dar. Der Vordeſitzer

demnach ſein Beſitztum faſt verſchenkt, was in Anſehung der heutigen
Güterpreistreiberei eine Seltenheit iſt.

Politiſche Neberſicht.
Deutſches Reich.

Die yreußiſche Regierung gegen Adolf Hoffmann.
(Amtlich.) itungsnachrichten zufolge foll das Mitglieddes Kabinelts. rr Adolf Hoffmann, in einer öffent-

lichen Verſammlung am Sonntag, dem 8. d. M. geäußert haben:
Wenn die Wahlen zur Rationalverſammlung nicht eine ſozia-

ſtſtiſche Mehrheit ergeben, würde die konuſtilslerende Raflional
verſammlung, ebenſo wie in Rußland, mit Waffengewalt gus-
ei eben werden.

Die Preußiſche Regierung iſt infolge Erkran des Herrn
Adolf Hoffmann nicht in der Lage feſtzuſtellen, ob dieſe Aeußerung
gefallen iſt. Sollte ſich Herr Adolf Hoffmann in diefem oder einem
ähnlichen Sinne geäußert haben, ſo erklärt die Regierung demgegen
über, daß ſie Boden der Demokralie ſteht und den durch das
Ergebnis der en zur Nationalverſammlung zum Ausdruck ge
brachten Willen des Volkes reſpeklieren wird.

Jnternationaler GewerkſchaftsFriedenskongreß.
Auf die Aufforderung des Vorſitzenden der gewerkſchaftlichen

Landeszentrale Hollands Oudegeeſt, daß im Anſchluß an die
internationale Gewerkſchaftskonferenz

d möchte, die n der Dänemarks,Norwegens, wedens, Hollan und Ungarns unbedingt zu
ſtimmend geantwortet. Die engliſche Landeszentrale wünſcht zu
nächſt nähere ſchriftliche Aufklärungen.

Jnternationale ſozialiſtiſche Konferenz
Zu einem Amſterdamer Telegramm, demzufolge Huthsmans

mitgeteilt haben ſollte, daß der geſchäftsführende Ausſchuß des
internationalen ſozialiſtiſchen Bureaus zu Beginn des nächſten
Jahres eine Konferenz in Lauſanne oder Genf abhalten werde,
teilt Branting im Stockholmer Socialdemokraten mit, daß es ſich
nur um eine Vorbeſprechung des internationalen ſozialiſtiſchen
Bureaus handeln könne, damit dann in bezug auf Zeit, Ort und

t

Die Lebensmittellieferungen an Deutſchland.
Bei den h der deutſchen

mit den Vertretern der Alliierten iſt Vorſ r
Verhandlungen über die Verſorgung mit
mit größter begonnen wird. Es wird in Brüſſel
Rotterdam und verhandelt.

Die Lage im Kohlenredier. F a
Die tägliche Kohlenabfuhr hat im Laufe der Woche im ober

ſchleſiſchen Revier zwiſchen 5000 und 6000 Wagen (gegen normal
12 000) und im rheiniſch weſtfäliſchen Revier zwiſchen 14 000 und
15 000 Wagen (gegen 25 000 in ſtörungsfreien Kriegstagen) be
tragen. Jn Oberſchleſien auf einer Grube vereinzelter Streik,
ferner Unruhen von Kriegsgefangenen. Jm rheiniſch-weſtfäk ſchen
Bezirk breitet ſich eine radikale Streikbewegung aus, die in großen
Umfange zu Arbeitsniederlegungen und Gewaltandrohungen ge
führt hat und deren Ende nicht abzuſehen iſt. Das hierdurch her
vorgerufene Sinken der Förderleiſtung bringt für weite Teile
Deutſchlands ernſte Gefahr mit ſich. Infolge der geringen Leiſtung
Oberſchleſiens war die Verſorgung der Berliner Gaswerke in letzter
Zeit zum großen Teil aus Weſtfalen erfolgt. Die Gaskohlenzufuhr

4 iſt alſo durch die neuen Ereigniſſe in ſchwerſter Weiſe
edro

Beſchleunigung des Kleinwohnungsbaues.
Am Freitag tagte in Berlin eine Konferenz wegen ſchleuniger

Bereitſtellung fiskaliſchen Forſtgeländes zum Wohnungsbau in
Groß- Berlin. Vertreten waren das Landwirtſchaftsminiſterium,
das Finanzminiſterium, das Reichsarbeitsamt, der Reichswohnungs-kommiſſar, der Oberpräſident und die Provingzialverwaltung. er

Vorſitzende, Landwirtſchaftsminiſter Braun, erklärte von vorn
herein, daß die neue Staatsregierung ſich bei der Bereitſtellung von
Baugelände weniger von fiskaliſchen als vielmehr von ſozialen Ge
ſichtspunkten leiten laſſen werde. Vornehmſte Aufgabe des neuen
Werkes ſei zweierlei: Arbeit zu ſchaffen und Wohnungsgelegenbeit
zu bieten. Die Beratungen ergaben die Möglichkeit einer alle Teile
befriedigenden Löſung der Koſtenfrage. Schwierigkeiten ſtellten ſich
bei der Beratung der organiſatoriſchen Maßnahmen zur Schaffung
eines geeigneten Trägers des Rieſenplanes heraus. Um die Ein
heitlichkeit des Werkes und die ſchnellſte Beſchaffung von Arbeits
und Wohngelegenheit zu gewährleiſten, ſoll der Wohnungsbauverband GroßBerlin mit den anderen einſchlägigen Körperſchaften ſo

fort eine Vereinbarung hierüber herbeiführen. Der ſo gefundeneTräger des ganzen Unternehmens ſoll ſich dann mit den Serielers

der in Betracht kommenden Behörden unverzüglich über die Aus
wahl der fiskaliſchen Bodenflächen über Bauart und Vodenpreis
verſtändigen. Die Vergebung eines erheblichen Teils des Geländes
auf dem Wege des Erbbaurechts kommt ernſtlich in Frage.

Ein allzu plumper Schwindel.
Die Rote Fahne, das Berſiner Spartakusblatt, bringt prin

zipiell jeden Tag ein volles Dutzend Lügen über Ebert und
Scheidemann. So bringt die heutige Rote Fahne folgende

„Am 11. und 12. iſt in Köln (Rhein) eine Sicherhellstruppe ſü
GroßBerlin zuſammengeſtellt worden, Sie beſteht aus der vierund
zwonzigſten A.D., und zwar den Regimentern 200 bis 208.“

Se Verke e e r S Aberdie Rote Fahne ſchwindelt. Ebert ließe ſich dort eine „Weiße Garde
zuſammenſtellen. dumm! Zu dumm! Nur im Spariakuskluß
findet man auch dafür ein Publikum.

Aus aller Welt.
Mißglückter Putſchverſuch.

Stetün, 16. Dezember. Jn r 7 ein Putſchverſuch junger Soldaten und Burſchen den Arbeiterrat auf
gedeckt und vereitelt. Geplant war die Erſtürmung des Schützen
hauſes und der Ortskommandantur zwecks Bewaffnung; ferner Raub
züge in Stadt und Land; 9 Perſonen wurden verhaftet.

Bergarbeiterfſtreik.
Oberhauſen, 16. Dezember. Der Bergarbeiterſtreik ha

nunmehr auch auf die Zeche Altſtaden, die der fiskaliſchen Berg
werksgefellſchaft Hibernig gehört, übergegriffen.

Ein deutſcher Dampfer geſunken.
Swinemüunde, 14. Dezember. Der deutſche r

dempſer Worms, mit einem großen Transport Pferden und Zerät von Finnland nach Stettin unterwegs, iſt geſunken. Der n
ſeine Kreuzfahrten auf allen Meeren bekanntgewordene Hilfskreuzer

„Möwe“ iſt mit einem Transport Flugzeugen und Automobilen
Swinemünde eingetroffen und hat die Fahrt nach Kiel fortgeſetzt.

Rieſenfernflug.
Rotterdam 14. Dezember. Daſly Mail meldet: Geſtern ftieg es

rieſiges RandleyPage-Rugzeug, welches urſprlinglich entworfen wurbe,
um Berlin zu bomdardieren, aus Jpſwich auf, um einen Flug nachin Indien zu unkernehmen. Die Strecke beträgt 5800 en Meilen

und wird in 8 Stotionen zurückgelegt. Das Flugzeug 1200

L

hat Galonen Benzin und fechs Pafſagiere.

Eiſenbahnunglück in Belgien.
Bräüſſel, 14. Hegemder. Wie die Blätter melden, ſtießen bei Her

zeele zwei Züge zuſammen. Achtzehn Perſonen wurden ge
tötet, eine große Anzahl verwundet. Unter den Opfern befinden ſich fünf
britiſche Soldaten.

Letzte Nachrichten.

Die NMationalratswahlen in Anhalt.
Bei den geſtrigen Wahlen zur anhaltiſchen Landesverſammlung

erhielten Stimmen:
1. Wahlbezirk.

Sozialdemokratie
Bürgerliche Dempkraten 2

3Konſervative 060Nittelſtändler 249zuſammen

I. Wahlbegirk.
ESvgialbemokratie
Bürgerliche Demskraten
Konſervative

Es erhalten Abgeordnete die Sozialdemokratie 22, die Bürger
lichen Demokraten 2, die Konſervativen 2, die Mitterländler

Es ſind die erſten Wahlen, die in einem Bundesſtaate er
funden haben. Sie dürfen als ein Vorgeſchmack für die allge
Wahlen im Reiche betrachtet werden.

Kiew, 15. Degember. Kiew iſt am Sonnabend nachmittag von
Truppen des Direktoriums e ſe tz i worden. Schwerere Straßen
kämpfe wurden vermieden und die Regierungstruppen enkw
Der Hetmandankte ab, das Kabinett iſt zurü eien. Die
Macht iſt an das Direktorium übergegangen, d aus
Winnitſchenko, Petljuva, Schwetz, Andrejewſty; einzelne Reſſ

r

a

b Zörperliche Rüſtigkeit
Zängerer einwandfreier Frontdienſt

Organiſation der Konfereng weitere Maßnahmen ergriffen werden
könnten.

orts
werden bis zum Eintreffen des Direktoriums und r
gültigen Bildung der m von Kommiſſaren
der Stadt herrſcht vollkommene Ruhe und Ordnung, aufrechterhalten
von Truppen des Direktoriums und deutſchen Truppen.
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tiger Perſonen m

Schutzpockenimpfung,
I in dieſem Jahre in hiefigeret rren Aerzutzpockenimps z re Brivanimpſt

ns jedoch bis zum J1.See weinn Dreyhauptſtraße ha 18) einzu
re

Wiederi icht lpflim

werden.
Halle, den 26. November 1918.

haben, werdenS
eſes Jahres der

Die Polizeiverwaltung.

Sprechzeit:

Professor Dr. med. Sowade
Facharzt für Haut-, Harn-

hat seine Praxis in Halle a. S., Kronprinzen-
straße 30, wieder

Wochentags
Fernruf

und Geschlechtsleiden

aufgenommen.

121 und 3-5 Uhr.
2770. [1792

Aus dem Heeresdienst entlassen
habe meine Praxis wie

Rechtsanwalt Dr.

Rathausstr. 10, I. Fernspr. 6317. ſtsts9/

J

der aufgenommen.

Abert Mülpr

Kochkisten
wochentags von 1

Rathausſtraße 17 I.
hauswirtſchaftliche

des halleſchen Frauenbundes.

Das Stopfen der Kochkiſten wird un-
entgeltlich gezeigt.

Verkauf
0 bis 12 Uhr

Beratungoſtelle

Große Ulri
Obergeschoß.

chstr. 50
[1800

Hallesche Fürso

Ausstellung von Möheln
für Küchen, Schlafzimmer

und Wohnräume.
Besichtigung und Annahme von Kaufanträgen

daselbst tsgich von 9 dis 3 Uhr

Wohnungseinrichtungen 6. m. b. H.
rgestelle für

22

ccceeooo22vpielwaren und puppen
in großer Auswahl.

Preiswerte Geſchenk Artikel.

Burgharöt a Becher,
Halle a. d. S., Leipziger Straße 10.

n

us2s

S. H. nbach,
[1829

bauten, Gitarren,
diandoiinen

u. Geigen, Zithern
m
eignen sich desonders als

Weihnachts-
geschenk.

Gust. Vhlig
Halle 1826

Untere Leipziger Str.

Kleider und Kos
in Wolle, Selde, Samt-

Große Auswahl o Vorteillhaſte Prelse [507

in Mertens H. EIKan,

imstoffe

kleterstotft

hre än.

Preiswerte
Atihnarhts gesehen

in überraschender Auswahl.
Warme Wintermäntel

fotte, moderne Formen 188. 140. 115.

Mantel-Kleid
die große Mode

o7.56 79.50

225. 198. 185. 165. o0

Astrachan- Mäntel
teils mit Gürtel, teils Iose Formen 290. 255. 225. 125. o0

Sammet-Jacken 193.9
Kostüm- Röcke nur neueste Formen,

haltbare Stoffe 193.50 832. 68. 58. 54.50 40. 50 00

D. Schneider
Inh.: Johannes Hagenow

Halle a. d. S. Geipziger Straße 95.
1836]

S Vorurtelle gegen das Wahlrecht der Frau.
Die Manner ſoſſen die Frauen freudig als gleich

I berechtigt begrüßen. Nicht bloß weil ihre Hilfe mit SI über den S entſcheidet (von 40 000000 Wahl- S
ren ren 21 000000 dem weibfichen Ge

an), ſondern well die Demokratie, die ge SSaeeen auch das Wahlrecht der Frauen

J 1. Man wendet ein Die allgemeine Wahlpflicht trifft e
c nur den Mann. Gerade aber der

P gezeigt, daß wir ohne Hiffe der Frauen nicht Svier aähre durchhalten können weder im Erwerbs-
leben, wo die Frau an Stelle des Mannes vielfach
arbeitete, noch als es fich darum handelte, die Familie
durch die Teuerung hindurchzubringen.

R 2. &Ebenſowenig ſchlägt der andere kinwand durch: Durch

J re der Frau werde ammenS üttert. Dieſe hr beſtehtnur, wo die Lebensgemeinſchaft nicht mehr vor
handen iſt.

l Beide Einwände gegen das Frauenwahſrecht halten
nicht ſtand.

raten Lernt wählen
e lter tet tn e

i

le l

Schultornister, S
Gelegenheitskauf, ſehr billig.

Schö
S weſen 1.

Erdarheiter
4 für Abraumbetrieb

finden dauernde Beschäftigung.

Elektrowerk A.- G.
Grube Golpa. Post Zschornewitz, Bezirk Halle.

Bahnstation Burgkemnitz.

nene echto

mmer-Ein

erSehilder
Eriehn las en

tStempel

ppſuBüh,ſ Direktion: GEORG ARNDT.

„Wintergarten“

z.
rerenHerrlicho Dekorafion. bigen Musikkopellen,

Treff- o Punkt
aller Sportliebhaber. 1840

de beuhſhe Bevolutton

Des Volkes Sieg und Zukunft
von

Erich Kuttner
Redakteur des Vorwärts

Preis 25 Pf.

vorrätig in der Buchhandlung der volkoſtinme

o e 9996999000000Aus dem Felde zurückgekehrt, führe ich

Stimmungen
und Keparaturen von Pianos und Flügeln

wieder ſelbſt aus. Beſtellungen erbittet
herm. Züders
Mittelſtraße 9 10

[1751

Kelteſte Pianohanödlung am Platze

Wahlleiter geſucht.
r mit längerer Tätigkeit in der Arbeiter

bewe wird für Halle und den Saalkreis als Leiterder 25 r die Nationalverſammlung geſucht. Redne-
riſche Befähigung erwünſcht. Antritt ſofort. Dauernde
Stellung als Parteiſekretär in Ausſicht. Bewerbungen
mit Angabe der Gehaltsforderung bis 15. Dezember zu
richten an den

Sozial demokratiſchen Verein für Halle
und den Saalkreis.

Ad. Thiele, Bernhardyſtraße 68.

Redakteur
für Lokales zum ſofortigen Antritt für die
e Volksſtimme geſucht. Bewerbungen ſind zu
richten an

Hermann Garbe, Halle, Harz 42/44.

Mehrere Genoſſen
zur Leitung der Wahl für die National-
verſamml für einige Kreiſe im Regie-rungsbezirk V erſeburg geſucht. Die Genoſſen
müſſen bis Schluſſe der Wahl völlig zur
Verfügung ſtehen. Redneriſche Fähigkeiten er
wünſcht, aber nicht Bedingung. eldungen bis
zum 25. Dezember beim Unterzeichneten.dodialdemotrat. Bezirksſekretariathallea. J.

R. er. Harz 42-44.
Privatschule Ehefür Malen u. gewerhl.

Zeichnen für Damen u.Herren. [isos ützen
Ausbllänn für technischen

Burkauqiener 77 t r e n
u n beginnt nahenam anuar 1919. tAnme] dungen tà lich Schüler- l. Solüolbſ-

Steinweg 17, III. Müton [1471

in großer Auswahlaller np 1839 Kaukhaus
detarte arbekißen W H. Flk an
liefert ſchnell und dillig Leipziger Str. 87
Aitred Ptautsch, An

e Fernruf 3668.
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Halle, Montag den 16. Dezember 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.

Der große Arbeiterrat
hat ſich auch mit dem Schleichhandel beſchäftigt, den er ſchärfer
kontrollieren laſſen will. Zu dieſem Zweck ſollen die mit der Bahn
eingehenden Güter durchſucht werden. Statt aber mit der Behörde
zu verhandeln, in welcher Weiſe ſolche Maßregeln ohne Störung
des Eiſenbahnverkehrs durchgeführt werden können, ſchickte der
Arbeiterrat Polizeiorgane und Soldaten auf den Güterboden,
ſchüchterte das Perſonal ein und erteilte dem leitenden Beamten
eine ungerechtfertigte Rüge. Daraufhin lud die Eiſenbahndirektion
die Vertreter des A und S.Rats zu einer Beſprechung ein. Sie
wies zunächſt darauf hin, daß das beobachtete Verfahren, unter
Umgehung der Behörde Anordnungen bei den Dienſtſtellen zu
treffen, nur geeignet ſei, Verwirrung anzuſtiften und die Ordnung
zu untergraben. Nachdem dann die Vertreter des A. und S.Rats
mitgeteilt hatten, welche Pläne ſie zu verwirklichen wünſchten, gab
die Direktion ihnen im Laufe der Verhandlung Winke, wie man
die Ueberwachung des Schleichhandels erfahrungsgemäß wirkſam
'ausüben und Ratſchläge, wie man die Kontrollmaßregeln durch-
führen könne, ohne die beſtehenden Geſetze zu verletzen.

Auch über die Lebensmittelverſorgung des
Eiſenbahnperſonals beabſichtigte der Arbeiterrat eine Kon
trolle auszuüben. Nach den beſtehenden Vorſchriften iſt den ört-
lichen A. und S.Räten jeder Eingriff in Betrieb und Verwaltung
der Eiſenbahn unterſagt und die Eiſenbahndirektionen ſind gehalten,
über jeden verſuchten Eingriff beim Miniſter der „öffentlichen Ar
beiten in Berlin telegraphiſch Beſchwerde zu führefi. Die Direktion
konnte alſo dem A.- und S.-Rat grundſätzlich eine Einmiſchung in
die Lebensmittelverſorgung des Perſonals eine Verwaltungs-
angeleg. nheit um ſo weniger zugeſtehen, als es ſich dabei keines-
wegs bloß um lokale Verwaltungsmaßregeln, ſondern um eine An-
gelegenheit des ganzen Eiſenbahndirektionsbezirks handelt. Der
A.- und S.-Rat behauptete nun, daß eine ſehr große Menge von
Denunziationen gegen .Beamte, die mit der Lebensmittelverteilung
betraut ſind, eingelaufen ſei und viele Anzeigen über angebliche
Mißſtände in der Verwaltung vorlägen. Die Direktion erklärte ſich
ſofort bereit, eine eingehende Unterſuchung dieſes ganzen Materials
vorzunehmen. Die Vertreter der A.- und S.-Räte weigerten ſich
aber, die Anzeigen und Beſchwerden vorzulegen, da es ihr Grund-
ſatz ſei, niemals ihre Gewährsmänner anzugeben. Das Vertrauen
zu der Richtigkeit und Bedeutung der Anzeigen wurde hierdurch
begreiflicherweiſe nicht erhöt. Da die Direktion aber nichts zu ver-
bergen hat, und da ihr eine ſchleunige Aufklärung ſehr erwünſcht
iſt, vereinbarte ſie mit den Bevollmächtigten des A.- und S.-Rats
eine gemeinſame Prüfung der vorliegenden Beſchwerden und An-
zeigen, ohne daß nach ihren Urhebern gefragt werden ſollte. Es iſt
auch einmal eine Kommiſſion des A.- und S.-Rats bei der Direktion
erſchienen und hat einige angebliche Unregelmäßigkeiten vorgebracht,
die ſich aber nach den angeſtellten Ermittelungen und gegebenen
Aufklärungen als völlig gegenſtandslos herausgeſtellt haben. Seit-
dem hat der A.- und S.-Rat nichts mehr von ſich hören laſſen, ob-
wohl die Direktion auf ſchleunige Lieferung des weiteren Be-
ſchwerdematerials gedrungen hatte. Auch bei den Kommiſſaren des
A. eund S.-Rats bei den örtlichen Lebensmittelverteilungsſtellen
der Bahndirektion vorgenommenen Prüfungen iſt abſolut nichts
Belaſtendes für die beteiligten Beamten herausgekommen. Die An-
gelegenheit würde damit erledigt ſein, wenn nicht neuerdings im
Volksblatt ein mit der Lebensmittelverteilung beauftragter Ober-
bahnhofsvorſteher in unerhörter Weiſe verdächtigt worden wäre.
Der A.- und S.-Rat hat auf Anfrage erklärt, dem Zeitungsakttikel
vollſtändig ferne zu ſtehen. Es iſt aber ſehr auffällig, daß der
Artikelſchreiber eine unzweifelhafte Kenntnis von den zwiſchen der
Direktion und dem A.- und S.-Rat gepflogenen Verhandlungen ver-
raten und ein Schriftſtück aus den Akten des A.- und S.-Rats
wörtlich wiedergegeben hat. Der A.- und S.-Rat ſcheint alſo ſeine
Akten nicht ſo ſorgfältig unter Verwahrung gehalten zu haben, wie
dies bisher Pflicht aller Perſönlichkeiten war, denen amtliche Ge-
ſchäfte obliegen.

Der Vorſitzende des Arbeiterrats, Kilian, hat allerdings ver-
ſchiedene tatſächliche Behauptungen aufgeſtellt, die aber längſt nicht
mehr aktuell ſind. Es ſcheint da in der Organiſation des A.- und
S.-Rats etwas nicht zu klappen, denn Kilian war über die Ver-
handlungen des Ernährungsausſchuſſes und ſeiner Bevollmächtigten
mit der Bahndirektion offenbar nicht unterrichtet. Er hätte ſonſt
wiſſen müſſen, daß die Speckangelegenheit vollſtändig aufgeklärt iſt.

Ende gut, alles gut.
12] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Michel, in dem Gefühl, daß es nun wirklich aus fei,
verließ mit langſamen Schritten den Anger. Er ſuchte. den
Kaſpar auf und traf ihn allein in ſeinem Garten. „Noh,“
ſagte er unmutig zu ihm, „du hoſt m'r 'n ſchöang Rot geba',
des mueß e ſaga l Du biſt a g'ſcheiter Kerl!“ Der Kamerad
ſah ihn verwundert an und ſagte: „Wie ſo?“ „No doh mit
deim Foppa'n und Ploga', wo d'me a'glearnt hoſt! Des iſt
a Dommheit g'weſa'!“ Kaſpar ahnte, was vorgefallen war:
er forderte ihn auf zu erzählen, was paſſiert ſei, und Michel
gab ihm, ſo gut er konnte, ein Bild von dem Verlauf der
Anſpr

Wie lächerlich die Geſchichte dem Erfahrenen und Ge-
wandten auch vorkam, ſo hielt er es im Moment doch weder
für ratſam zu lachen, noch das Benehmen des Burſchen zu
tadeln. Er richtete ſeine Kritik gegen das Mädchen und
ſagte: „'s iſt a'n Ohs!“ „So,“ erwiderte Michel, für
welchen dieſe Zuſtimmung etwas Angenehmes hatte, „ſikſch
ietz oh ei Freile iſch a'n Ohs, d's ärgſt em ganza
Dorefi Für da' Narra' hot's me g'hett; ond für da
Narra dät's me halta, ſo oft's könnt' wann i net
g'ſcheiter wär! Aber doh wurd a Riegel fürg ſchoba!! Koe
Wöartle mea' (mehr) red e mit'r. Nemmer a'ſeha' du es
(tu' ich ſie)!“ „No, no,“ warf der Kaſpar ein, „gar
zhitzeng mueſt oh net ſei'. Durch des, was d'mer verzählt
hoſt, iſt no' net bewieſa', daß s de net magl“ „Was,
rief Michel, „doh iſch no' net bewieſa?“ „Noe,“ bemerkte
Kaſpar. „Du hoſt ſie foppa' wölla'n aus Lieb, ond ſie hot di
g'foppt vielleicht oh aus Lieb!“ Der Burſche konnte ſich
bei dieſen Worten nicht enthalten, ein wenig zu lächeln, und
raſch loderte in Michel der Zorn empor. „Willſt du me oh
no' für da' Narra haba'?“ rief er, indem er ihn grimmig an
ſchaute. „Des net,“ erwiderte Kaſpar. „Aber d'Mädla' deant
(tun) oft grad d's Konträre von deam, was denket! Der
Spoht.“ Mach me net wild,“ fiel Michel ein. „Wean e
verſpott, auf dean halt' e nex! Du biſt a'n Eſel wann's
anderſt ſakſti“ Kaſpar zuckte die Acheſln. „Du biſt halt a
grober Kerl,“ verſetzte er. „Weil e rehcht hab,“ entgegnete

Er klagt darüber, daß ein Wagen mit Speck für die Eiſenbahnver-
waltung verdächtigerweiſe auf dem Bahnhof nicht zu finden geweſen

Halle, 16. Dezember 1918. t Der Wagen war wohl zu finden, aber nicht für den A.- und
S.-Rat, denn unſer Perſonal weigerte ſich, ohne Genehmigung der
Direktion Auskunft zu geben und an die Direktion wollte ſich der
A.- und S.-Rat nicht wenden. Ebenſo hat ſich die Angelegenheit
aufgeklärt, welche einen den Eiſenbahn-Bedienſteten angeblich vor-
enthaltenen Speckvorrat im Werte von 120 M. betrifft. Er wurde
auf dem Lager der betreffenden Küche vom A.- und S.-Rat vor
gefunden und fand ſich im Lagerbuch nachgewieſen. Auch über die
Kaffeevorräte und ihre beſtimmungsgemäße Verwendung war
Kilian falſch unterrichtet. Daß aber beim A.- und S.-Rat das
eine Mitglied nicht weiß, was das andere verhandelt hat, iſt leider
ſchon öfter vorgekommen.

Die Eiſenbahndirektion, die uns vorſtehende Erklärung ſandte,
ſtellt übrigens feſt, daß der A.- und S.-Rat ſeit den Verhandlungen
ſich jedes Verſuchs, materiell auf ihre Geſchäftsführung einzuwirken,
enthalten hat.
für den Direktionsbezirk wird die Direktion auch in Zukunft unter
keinen Umſtänden antaſten laſſen. Ein dahingehender Verſuch des
A.- und S.-Rats würde nur zur Folge haben, daß die Lebens-
mittelverſorgung für den Direktionsbezirk dezentraliſiert und dem
Einfluß eines einzelnen örtlichen A.- und S.-Rats entzogen wird.

n

Hausfrauen, verſorgt Euch mit Gemüſe!
Entgegen früheren Kriegsjahren iſt die Gemüſeernte in dieſem

Jahre ſehr reichlich ausgefallen, und die Mengen, die der Bevölkerung
zur Verfügung geſtellt werden, ſind augenblicklich ſo groß, daß das
Angebot die Nachfrage weit übertrifft. Vorſorgliche Hausfrauen wer-
den dieſem reichlichen Angebot nicht gleichgültig gegenüberſtehen, ſon-
dern es nach Kräften ausnutzen.
rüben, Weißkraut und Kohlrüben nicht in genügend großen Mengen in
ſtädtiſchen Lagerräumen aufbewahren, vor allem infolge des Mangels
an Raum, der für die Lagerung von Kartoffeln ausgenutzt werden muß.
Auf die Hilfe der Stadt in den ſpäteren Wintermonaten iſt alſo nicht
zu rechnen. Der einzelne Haushalt dagegen wird ohne nennenswerte
Schwierigkeiten und ohne Gefahr des Verderbens der Ware ſich für
einige Wochen Vorräte an Friſchgemüſe ſichern können. Er wird es,
um ſich vor Not zu ſchützen, tun müſſen, da bei den ſchwierigen Trans
portverhältniſſen und bei der Wahrſcheinlichkeit eines baldigen Eintritts
der Froſtperiode ſicher zu erwarten iſt, daß die Zufuhren von Gemüſe
nach den Großſtädten demnächſt für längere Zeit unterbrochen werden.
Für dieſe Zeit muß jeder vorſorgende Haushalt ſeinen Gemüſebedarf
ſichergeſtellt haben Jetzt iſt die beſte Zeit dazu!

Folgende praktiſche Regeln ſind für die Aufbewahrung von Friſch-
gemüſe beachtenswert: Man lege Mohrrüben nur 39——-40 Zentimeter
hoch in einen luſtigen, kühlen, aber froſtfreien Raum. Wem Sand
zur Verfügung ſteht, bringe dieſe Vorräte in Sand. Kohlrüben kön-
nen in einem kühlen, ſehr luftigen Raum bis 50 Zentimeter hoch ge
lagert werden; dieſer Raum kann ſich ſogar ohne Schaden für die Kohl
rüben bis auf O Grad abkühlen. Weißkraut lege man auf Bretter, und
zwar mit dem Kopf nach unten, ſo daß der abgeſchnittene Stiel nach
oben kommt. Auf Lattengeſtellen, durch welche Luft hindurchziehen
kann, lagert das Weißkraut, wie alle Krautarten, am beſten. Auch
dieſes Gemüſe verträgt eine Abkühlung bis zu O Grad. Rote Rüben
werden genau wie Kohlrüben gelagert.

Wer Friſchgemüſe aus Mangel an geeigneten Lagerräumen nicht
aufbewahren kann, oder wer ſich für eine längere Zeit mit Gemüſe vor
ſehen will, dem wird die Gemüſetrocknung auf das Nachdrücklichſte emp
fohlen, denn auch dieſe Mühe wird reichlich belohnt werden, wenn ſich
im Winter und Frühjahr durch das Fehlen von Gemüſe der Mangel
an Lebensmitteln noch verſchärfen wird. Bei der Trocknung feien der
Hausfrau folgende Ratſchläge gegeben: Mohrrüben und Kohlrüben wer-
den fauber gewaſchen und der Länge nach in Streifen geſchnitten. Dieſe
Streifen bringe man in 2 Zentimeter Höhe auf faubere, ganz trockene
Kuchenbleche, laſſe ſie an der Luft etwas abtrocknen und abwelken. Das
eigentliche Trocknen erfolgt dann auf dem Ofen entweder in der Ofen-
röhrd oder auf der Herdplatte. Jn beiden Fällen müſſen die Bleche
auf hoch geſtellte Steine gelegt werden, damit die Hitze nicht zu ſtark
wirkt. Bei der Trocknung in den oberen Herdröhren müſſen die Röhren-
türen unbedingt offen grhalten werden, damit der. ſich bildende Waſſer-
dunſt abziehen kann. Bii der Ofentrocknung muß beſonders darauf ge
achtet werden, daß die Möhren und Kohlrüben fortwährend gewendet
werden. Je größer die Hitze, um ſo größere Aufmerkſamkeit muß dem
Wenden geſchenkt werden. Gemüſe, das durch die Hitze verbrennt oder

vordorrt, iſt nicht mehr genießbar. Das Weißkraut ſchneide man in
derſelben Weiſe, wie man Sauerkraut einſchneidet, vielleicht etwas grö
ber, und behandle es genau ſo wie die Möhren und Kohlrüben. Rich-

z'guet dafür, daß e ſo'm
ex doh! Aus iſch ond

Michel. „Doh ben e doch a wen
Fratza' da' Narran ahgib!
gar iſch!“

Beim braunen Bier.
Ein Mädchen wie die Gret gefiel natürlich mehreren

ledigen Burſchen. Zwei oder drei Handwerker hätten gern
mit ihr anbinden mögen, aber ſie erfuhren, daß ſie ſchon
angebunden war ſehr kurz nämlich ihnen gegenüber, die
etwas dreiſt vorgehen wollten. Auch ein paar Bauernſöhne
ſchauten ſie mit großem Wohlgefallen an und einer-ſchien
gute Luſt zu haben, ſie zu dem Rang ſeiner Geliebten zu
erheben. Es lag indes nicht in der Art des Mädchens, nach
einer ſolchen Verbindung zu ſtreben. Sie war zu fröhlich,
um ehrgeizig zu ſein, und verſpürte keine Neigung, zwiſchen
Sohn und Eltern Streit zu veranlaſſen und ſich durch
Händel und wüſten Lärm zu einer höhern Stellking durch-
zukämpfen. Die Liebe, die ihr den heroiſchen Mut vielleicht
dazu gegeben hätte, meldete ſich nicht, und ſo erfuhr der
junge Burſche bei dem zweiten Annäherungsverſuche eine
drohende, aber deutliche Abweiſung.

Wenn ſie die ſämtlichen Dorfburſche durchging, war und
blieb es eben unſer Michel allein, bei welchem ihr Herz ſich
regte. Zu ihm verſpürte ſie nachgerade einen Zug, über
den ſie ſich ſelber wunderte. Sie hatte geſehen, daß es der
ärgſte „Lackel“ ſei im ganzen Dorf unerfahren wie ein
Kind, und ſo ungeſchickt, daß er einen ordentlich dauerte.
Aber der ungeſchickte Kerl war ihr der interſſanteſte! Sie
mußte imer wieder an ihn denken; ſie fühlte einen Trieb
zu überlegen, ob ihm nicht zu helfen ſei, ob er nicht doch am
Ende geſcheiter ſei, als er ausſehe, und ob ihm der Verſtand
nicht noch kommen könnte, wenn auch ſpät, uſw. Wer
in Herzensangelegenheiten erfahren iſt, der weiß, was dieſes
Spiel der Gedanken für Folgen hat. Eben im Scheine
ſolcher Vorſtellungen entwickelt ſich der Keim einer Neigung;
die heitere Beſchäftigung mit dem Bilde kommt dem Ori-
ginal zugute, und dieſes iſt zuletzt in der Lage, ernten zu
können, wo es perſönlich gar nicht geſäet hat. Die Gret
gewöhnte ſich an die Vorſtellung des Michel und an den
Gedanken, daß er für ſie beſtimmt ſei. Bald war ſie mehr
verſtrickt, als ſie ſelber ahnte; während der gute Burſche
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möglich.

Die in Halle zentraliſierte Lebensmittelverwaltung

Die Stadt kann Gemüſe, wie Mohr

tig getrocknetes Gemüſe muß ſo trocken ſein, daß es ſich nicht mehr
e anfühlt, da es ſonſt leicht ſchimmelt, es muß aber noch ſoviel

euchtigkeitsgehalt haben, daß es beim Anfaſſen nicht bricht.
w

Die ſtudentiſche Wohnungsfrage.
Wir erhalten folgende Zuſchrift:
Mit der Heimkehr des Heeres kehrt auch unſere Studentenſchaft in

die Univerſitätsſtädte zurück. Auch hier in Halle müſſen wir uns darauf
gefaßt machen, daß ein großer Teil der Studentenſchaft ſchon im Laufe
dieſes Semeſters wieder hierher zurückkehrt. Sie haben mit den Söh-
nen aller anderen Schichten dieſes Volkes die Grenzen unſeres Vater-
landes vor dem Einſall des Feindes geſchützt und durch die großen
Opfer, die ſie gebracht haben, den Dank unſeres Volkes ebenſo verdient
wie das ganze Heer. Wir haben ungewöhnlich hohe Verluſte aus den
Kreiſen unſerer ſtudierenden Jugend zu beklagen, ebenſo hoch iſt die
Zahl der Kriegsverletzten. Dieſe Opfer hat unſere akademiſche ſtudie-
rende Jugend mit derſelben Bereitwilligkeit gebracht, wie all Stände des
Volkes. Aber wie jeder Stand, hat auch die Studentenſchaft nach Be
endigung des Krieges mit beſonderen Schwierigkeiten zu ringen Unſere
Studenten, die können nicht in einen Beruf oder eine Arbeit eintreten,
in der ſie ſich ihren Lebensunterhalt erwerben können, ſondern ſ mü
ſen ſich die Befähigung für den von ihnen erwählten Beruf erſt er-
werben. Zu den Jahren, die ſie durch den Krieg verloren haben, kom
men neue Jahre hinzu, in deven ſie ſich in ihr Studium erſt wieder
einarbeiten müſſen. Kein Entgegenkommen der Prüfungskommiſſion
kann dieſe Zeit weſentlich abkürzen. Denn es kommt darauf an, daß
die aus dem Kriege Heimkeh enden nicht ſchlechter vorbereitet eintreten,
als diejenigen Kommilitonen, die ſich während des Krieges ihrem Stu-
dium haben widmen können. Den heimkehrenden Studenten muß des-
wegen ein ruhiges Arbeiten möglich gemacht werden.

Dazu gehört neben der Arbeitsgelegenheit, helche die Univerſi
tätsinſtitute bieten, vor allen Dingen für jeden ein Zimmer, in ded er
ungeſtört arbeiten kann. Fi unſere Studenten iſt im Unterſchied von

anderen Berufen ihr Wohnzimmer zugleich ihre Arbeitsſtätte. Es
kommt deshalb für ſie beſonders darauf an, daß ſie geſunde und be
hagliche Wohnungen vorfinden. Wie die geſamte Bevölkerung das
heimkehrende Heer dankbar aufnehmen und allen ſeinen Gliedern den
Uebergang in den bürgerlichen Beruf möglichſt erleichtern will, ſo wird
ſie auch, davon ſind wir überzeugt, unſerer Studentenſchaft gern dazu
behilflich ſein wollen, ſich ihrer Arbeit zu widmen und die im Dienſt
des Vaterlandes verlorene Zeit wieder einzubringen. Wir bitten des-
halb alle Familien, welche in der Lage ſind, möblierte Zimmer an Stu-
denten zu vermieten, ihre Räume unſerer Studentenſchaft zur Ver
fügung zu ſtellen. Bei dem herrſchenden Wohnungsmangel richten wir
dieſe Bitte auch an ſolche Familien, welche möblierte Zimmer bisher
nicht vermietet haben. Unſere Studentenſchaft wird durch die r
welche ſie ſelbſt in ihren Reihen zu üben entſchloſſen iſt, dafür ſorgen,
daß jedem Haushalt, welcher eins ihrer Glieder aufnimmt, Störungen
ferngehalten werden. Wir ſind überzeugt, daß die Bürger unſerer
alten Univerſitätsſtadt uns helfen werden, das akademiſche Leben in
Halle- Wittenberg wieder aufzubauen. Wir werden am Anfang De
zember Studenten und Studentinnen, welche vom akademiſchen Woh
nungeamt beauftragt ſind, in der Stadt herumzuſchicken, mit der Bitte,
ihnen die möblierten Zimmer anzugeben, die an Studenten vermietet
werden ſollen. Wir bitten, ſie freundlich anzunehmen und ihnen im
Intereſſe der Univerſität die akademiſche Jugend in ihre wiſſenſchaftlichen
Arbeiten möglichſt entgegenzukommen.

Der Verein für ſtudenliſches Wohnungsweſen. Lütgert.

ſammlung ſtatt, die von Hoppſtock, einem Mitgliede des
Soldatenrates, einberufen worden war. Er hatte den Unabhängigen
Hildebrandt als Referenten beſtellt. Die Verſammlung war
nur mäßig beſucht, angeblich weil nicht genug für ſie habe agitiert
werden können. Da jedoch Hoppſtock in der Freitagſitzung des
Soldatenrates ausdrücklich auf die Verſammlung hingewieſen, den
Soldatenrat dazu eingeladen und geſagt hatte, es ſollten die Be-
ſchwerden über den Soldatenrat verhandelt werden, waren viele
Mitglieder des Soldatenrates, darunter deſſen Vorſitzender Leutnant
Gruner, anweſend. War doch u. a. tags vorher verbreitet worden,
der Soldatenrat ſolle abgeſetzt und von der Verſammlung ein
neuer gewählt werden. Jn ſeinem Vortrage beſchränkte ſich Hilde-
brandt in der Hauptſache darauf, die Gefahren einer Gegenrevolu-
tion ſeitens der Kapitaliſten an die Wand zu malen, während Lieb-
knecht nichts weiter wolle als die Revolution ſichern. Weder Lieb-
knecht noch die Unabhängigen ſeien Bolſchewiſten, die übrigens ganz
zu Unrecht verleumdet würden, da ſie in dem Jahre ihrer Herr-
ſchaft Ruhe und Oxdnung in ihrem Lande wiederhergeſtellt hätten.
Die Nationalverſammlung dürfe nicht bereits im Februar gewählt

Je mehr Ernſt in die Neigung kommt, deſto weniger
läßt man dem Gegenſtand etwas tun, deſto weniger will
man Scherz mit ihm treiben. Als die Gret bedachte, wie
ſie den Michel bei dem letzten Diskurs doch abgeführt hatte,
fühlte ſie Gewiſſensbiſſe und auch eine plötzliche Sorge, er
könnte ſo bös geworden ſein, daß er gar nichts mehr von
ihr wiſſen wollte. Dies letztere ſchien ihr bei näherer Be-
trachtung nicht gerade wahrſcheinlich; aber doch nahm ſie
ſich vor, bei nächſter Gelegenheit ſich nicht wieder vom Ueber-
mut hinreißen zu laſſen, ſondern mit ſeinem guten Willen
fürlieb zu nehmen und ihm wohlwollend unter die Arme zu
greifen.

Eine Reihe von Tagen war vergangen und ſie hatte den
Burſchen nicht wiedergeſehen, außer von weitem. Daß er
jetzt keinen neuen Verſuch machte, mit ihr zu reden, begriſf
ſie, und es war ihr lieb, daß ſie ſich in der erſten Zeit nach
jenem Auftritt im Heckengang nicht zufällig begegneten.
Der Aerger in Michel ſollte erſt verdampfen und der Liebe
wieder Platz machen; dann wollte ſie ihn ſo freundlich
grüßen, daß er gewiß wieder Mut bekam und mit ihr ein
erwünſchtes Geſpräch anfing. Sie hatte eine ſehr angenehme
Empfindung bei der Vorſtellung, daß er dann das rechte Wort
finden könnte, ſie ihm ſagen müßte, wie's ihr ums Herz ſei

und alles zu gutem Ende käme.
Endlich führte ſie der Zufall einander enkgegen. Sie

kam von der Wieſe, er ging hinaus. Als das Mädchen
ſeiner anſichtig wurde, errötete ſie etwas und ſah lieblich
heiter aus; ſie wollte ihn grüßen ſo ſchön, wie ſie's nur
konnte! Allein in ihm hatte der Anblick derjenigen, die ihn
für'n Rarren gehabt, ſchon den Unmut wieder angeregt;
und wie er nun gar ihr Vergnügen wahrnahm, das nach
ſeiner Meinung nur Spott ſein konnte, loderte ein ganz
ehrlicher Zorn in ihm auf. Er machte ein Geſicht ſo „wild“
als möglich; die Gret, bei dem Anblick etwas verhofft, ſagte
Guten Tag lange nicht ſo ſchön, wie ſie ſich s gedacht hatte

und der Cegrüßte ging vorüber, ohne zu danken. Jhrer-
ſeits verletzt, ſah das Mädchen ihm nach und ſchüttelte den
Kopf.n langſam weiter. Bald aber tröſtete ſie ſich. „Er moet
eba', d's erſtmol muß er doch no' trutza'! 's iſt a Menſch
ohne Manier! Aber er moet's doch net böas und ond dis

glaubte, ſeine Sache ſei verloren, ſtand ſie juſt ſo gut als nächſtmol wurd er ſcho danka'!“
(Jortſetzung folgt.)

Jm Volkspark fand Freitag abend eine Soldatenver-

„Alſo doch,“ ſagte ſie einigermaßen verlegen und
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werden, das geſchehe nur auf Betreiben der Gegenrevolutionäre,
die es verhindern möchten, daß das Volk vorher richtig aufgeklärt
wird. Fehrenbach ſei jetzt der wirkliche Hochverräter in Deutſch
land. In der Debatte ſtellte Krr Kamerad Gruner feſt, daß
der Soldatenrat ſich aus den Vertrauensmännern der einzelnen
Kompagnien zuſammenſetze. Sei ein Truppenteil mit dem Sol
datenrate nicht zufrieden, ſo habe er jederzeit das Recht, einen
anderen Vertrauensmann zu wählen. Irgend eine Minderheit habe
natürlich nicht das Recht, zu verlangen, daß es nach ihrem Kopfe
5 die Mehrheit wolle, geſchehe, Minderheit müſſe ſich

Genoſſe Thiele führte aus, ſelbſtverſtändlich müſſe das Volk
die Augen offen halten gegenüber den Gefahren einer Gegenrevolu-
tion von bürgerhi Seite. Denn ſo naiv ſei doch niemand, zu
glauben, alle Junker und Kapitaliſten hätten ſich mit der Revolu
on und deren Erfolgen ausgeſöhnt. Solange, jedoch das Heer zur
Republik e ſei deren Gefährdung völlig ausgeſchloſſen. Gerade
die Tatſache, daß alle von militäriſcher Seite bisher unternommenen
Verſuche, die Revolution zu durchkreuzen, ſchnell und reſtlos ge
ſcheitert find, gibt die Sicherheit, daß es in Zukunft erſt recht un

ich ſein werde, einen wirkſameren Gegenſtoß gegen die neue
ung zu führen. Ganz anders ſeien die fortgeſetzten Verſuche

der Spartakiſten zu bewerten, die Dinge nicht zu ruhiger Ent
wicklung kommen zu laſſen. Dieſe Kräfte ſeien reagktionär, wenn
ſie ſich auch noch ſo revolutionär geberden, Wenn Eisner, der doch
ſelbſt Unabhängiger iſt, zu Liebknecht geſagt habe, ſeine Politik
ruiniere Deutſchland und ſchlage es in Stücke und Liebknecht habe
erwidert: „Deſto beſſer!“ ſo ſei das eine viel größere Gefahr für die
Revolution als eine der Machenſchaften von rechts. Die Unab-
hängigen trügen auf beiden Schultern; ſie hielten es mehr mit
Spartakus als mit der Sozialdemokratie. Bei den Wahlen hätten
ſie ein Zuſammengehen mit uns abgelehnt. Es würde deshalb
eine ſozialdemokratiſche und eine unabhängige Liſte geben; jeder
Wähler müſſe ſich für eine der Liſten entſcheiden. Was die Soziali
ſierung anlange, die Hildebrandt beſchleunigt wiſſen wolle, ſo ſei
doch darauf hinzuweiſen, daß in der. Vorberatungskommiſſion die
drei Unabhängigen Kautsky, Hilfferding und Ed. Bernſtein ſitzen.
Wenn dieſe jetzt erklärt haben, ſo ſchnell gehe eben die Sozialiſierung
nicht, warum richte da Hildebrandt gegen die Sozialdemokratie Vor
würfe Auch der Schneider Krauſer griff als Unabhängiger in die
Debatte ein und vertrat Hildebrandts Standpunkt. Der Vor-
ſitzende Hoppſtock zeigte ſoviel Unfähigkeit in die Leitung der Ver-
ſammlung, daß Jänecke mit der weiteren Führung betraut wurde.
Die Verſammlung beſchloß noch, nächſten Dienstag im Volkspark
eine weitere Verſammlung abzuhalten, in der nach Antrag des
Genoſſen Grimm nur Soldatenangelegenheiten erörtert werden
ſollen

Jn einer Verſammlung der Unteroffiziere ſprach auf ihr be
ſonderes r i Genoſſe Ad. Thiele über die Ziele der
Sozialdemokratie. Der Vorſitzende betonte in ſeiner ein
leitenden Rede, daß die meiſten ſeiner Kameraden ſich bisher nur
wenig mit Politik J hätten, daß ſie aber feſt entſchloſſen
ſeien, die gegenwärtige Regierung zu unterſtützen und die Erfolge
der Revolution hochzuhalten. An der Hand des Erfurter Pro-

amms entwickelte dann Gen. Thiele die Ziele der Sozialdemo-
ratie, nachdem er den Unterſchied gezogen hatte zwiſchen dem

früheren Ah und den herrſchenden Geldſacksintereſſen
und der Demokratie, wie ſie durch die Revolution geſchaffen worden
iſt. Die Ausführungen fanden ſehr lebhaften Beiſall. Jn der
freien Ausſprache wurde mit Entſchiedenheit hervorgehoben, daß
die Vereinigung der Unteroffiziere die Politik der Unabhängigen
und der Spartakiſten ablehne, da dieſe Politik nimmermehr zum
Wohle des Volkes führen könne. Kamerad Albrecht, Vorſitzen-
der der Ortsgruppe Wittenberg vom Bunde der Militäranwärter,
gab ſeine Erlebniſſe in Berlin zum beſten, die allerdings begreiflich
machten, warum vernünftig und nüchtern Denkende mit den Un
abhängigen und der Liebknechtgruppe nichts zu tun haben mögen.
Jm Anſchluß an den Vortrag wurden die Forderungen der Unter
offiziere beſprochen, die vor allem in der Anerkennung ihrer er
worbenen Rechte auf Zivilverſorgung gipfelten. Es wurde auf die
Unmöglichkeit des Zuſtandes hingewieſen, daß, wie es jetzt der Fall
iſt. ein Unteroffizier außer freier Station 48 M. monatlich bekommt,
während ein von ihm im Bureau als Schreibbilfe beſchäftigter
Soldat, dem gleichfalls freie Station gewährt wird, 150 M. mehr
monatlich erhält. Der ſehr anregend verlaufenen Verſammlung
wird Anfang Januar eine weitere folgen.

Der Soldaienraf Halle teilt uns mit: Unter Bezugnahme auf die
vor einigen Tagen erſchienene Notiz „Verhalten gegenüber Kriegs
e ird bezüglich des letzten Abſatzes folgende Ergänzung

„Entfſprechend dem bereits veröffentlichten Befehl des General
des IV. A.-K. betreffs Ausgang der Kriegsgefangenen wird

diefer Genuß ab 16. d. M. auch den hier befindlichen italieniſchen
nen zuteil werden mit der Einſchränkung jedoch, daß der

nach 6 Uhr abends zwecks Beſuch von Theatern, Kinos und
wie bisher, nur in Begleitung einer mit einem Paſſagierſchein

henen deutſchen Militärperſon ſtattfinden darf.“
Der Soldatenrat: Gruner, Beilicke.

Die Eiſenbahndirektjon ſchreibt uns:
Der Große Arbeiterrat hat ſich in der Sitzung vom 12. d. M.

wieder mit den blichen Unregelmäßigkeiten bei der Lebensmittel
wer das fonal befaßt. Folgendes zur Aufklärung:

1. r Stadtrat Kilian hält die Behauptung aufrecht, daß der
Rechnungsrat Matthes Speck beiſeitegebracht habe. Er gibt an, bei
der Hausſuchung in der Matthesſchen Wohnungen ſeien außer Erbfen
und Kunſthonig 20 Pfund Speck gefunden worden. Herr Stadtrat
Kilian iſt wieder falſch unterrichtet. Die amtliche Urkunde des Polizei

ers Denker über das Ergebnis der Hausfuchung iſt in unſe
ren Händen. Danach iſt kein Speck gefunden worden. Die Sache iſt
afſo vollſtändig klar. Man kann ſie allerdings verwirren, wenn man
das, was bei Matthes in r r gefunden wurde, mit dem,
mas er auf dem er der ihm verwalteten Küche in ordnungs
mäßiger amtlicher rwahrung hatite, durcheinanderbringt. Einem
ſolchen Verfuch ſchieben wir hiermit von vornherein einen Riegel vor.

Die bei Matthes im Hauſe gefundenen Lebensmitel können aus
Eifenbahnbeſtänden nicht herrühren, da er Erbſen oder Kunſthonig nie
mals amtlich zu verteilen hatte. Wir erwarten, daß dem in der
Oeffentlichkeit aufs ſchwerſte zu Unrecht angegriffenen Beamten die
verdiente Genugtuung nunmehr nicht länger vorenthalten wird unter
dem Borwand, daß die Unterfuchung noch nicht abgeſchloſſen ſei. Es
wäre ſehr erwünſcht, wenn ſich Herr Stadtrat Kilian in künftigen Fäl

Sen Lage ne init Aeußerungen tut, we ie e eines alten pflicht
treuen Beamten von makelloſer Ver angreifen. Wer auf
Grund bloßer Behauptungen beim Ei nal Achtung und

3 den Vorgeſetzten untergräbt, ſtiftet Unordnung und ſchafft
Desorganiſation.

2. Herr Stadtrat Kilian hat dehauptet, der Lebensmitteldezernent
der Eifenbahndirektion habe einer Kommiſſion des A. und S.-Rates

den Einblick in die ert. Kilian iſt falunterrichtet. Fun Beweis endge- er n n ieg
Verhandelt Halle, 14. 12. 1918.

„Bei den Verhandlungen der Kommiſſion des A. und S. -Rates
Halle mit der Etfenbahndirektion am 5. 12. 18 wurde ich als Zeuge

C aeedngenonnnen hat.
Vor genehmigt und unterſchriebenweſen ge Paul Weiland, Wagenſchreiber.“

des Stadtrat Kilian er dien h a Se

Genoſſen
Werbt Mitglieder für die

Partei
tung aufrecht. Welche?
ren und r möglichſt ſchriftlich, ſtatt mündlich durch Her
Henn ſ. Wo bleibt das verſprochene umfangreiche Material über die
angeblichen Mißſtände? Warum hält man damit hinterm Berge? Ver
trägt dies Material das Licht der Oeffentlichkeit i Wir wäarten.

Auf die telegraphiſchen Beſchwerden des Eiſenbahnperſonals
außerhalb Halle über die vom A. und S.Rat verfügte Beſchlagnahme-
handlung behalten wir uns vor, beſonders zurückzukommen.

U wiriſchaft im Halleſchen Baugewerbe. Zwiſchen dem
Arbeitgeber-Verband für das Baugewerbe zu Halle a. S, und Um-

gend und den örtlichen Zahlſtellen des Bauarbeiter- und. Zimmerer-

rbandes ſind ſoeben neue für die Zeit der Uebergangs-
wirtſchaft vereinbart worden und in Kraft getreten. Danach wird die
bisher i Arbeitszeit in die tündige umgerechnet. Es
erhält nunmehr der Stadt Halle z. B. ein Maurer pro Stunde
1.47 M., und ein Bauhilfsarbeiter 1.36 M. Wo weniger als 8 Stun
den gearbeitet wird, findet eine Umrechnung nicht noch einmal ſtatt.
Wird daher irgendwo nur ſechs Stunden gearbeitet, ſo erhält der
Maurer nur 6(1.47 M. ausgezahlt. Bei der Entlohnung wird nur
die auf der Bauſtelle wirklich geleiſtete Arbeitszeit vergütet, nicht auch
etwa W für den Weg. Bemerkenswert iſt folgender Zuſatz, den
ſchriftlich der Vorſitzende des Arbeitgeber-Verbandes, Baumeiſter Pfeif-
fer, noch machte:

e Arbeitnehmer ſind gehalten, in der achtſtündigen Arbeitszeit
dasſelbe zu leiſten, wie in der 9 z ſtündigen Arbeitszeit. Die Verringe-
rung der Arbeitszeit ſoll eine Steigerung der Leiſtung nach vorſtehen-
der Maßgabe bezwecken.

Es iſt allerdings auch von den Arbeitern oft geſagt worden, daß
eine Verkürzung der Arbeitszeit noch nicht an ſich eine mälerung der
Leiſtungen des Arbeiters bedingt. Es bleibe aber doch nicht ver
ſchwiegen, daß namentlich während des Krieges die Jntenſivität und
Haſt der Arbeitsleiſtung verſchiedentlich eine Ausgeſtaltung er
fahren hat, daß ſie kaum noch weitergeſteigert werden kann.

Hyppodrom. Jm großen Saale des Wintergartens, Magde
burger Straße, eröffnet am Sonnabend, den 21. Dezember unter
der Direktion des Herrn Georg Arndt einen mordernen großzügigen
Hypodrom. Der Saal des ZWintergartens“, der zu Friedens-
zeiten ſo oft froh bewegte Menſchen ſah, iſt ganz neu renobviert,
und vollſtändig zu einem großſtädtiſchen modernen Tatterſaal um-
gebaut. Der Direktor, Herr Georg Arndt, eine in der Pferde-
branche weit bekannte Perſönlichkeit, hat ſich keine Mühe
um in Halle eine Vergnügungsſtätte zu ſchaffen, wo Groß und
Klein durch den Reitſport ſich einige vergnügte Stunden der ange-
nehmſten Unterhaltung zu gönnen vermag. (Siehe Jnſerat in
heutiger Nummer.)

Einge“andt.
Jm Anſchluß an den Bericht über die Naumburger Soldaten-

verfammlung unterhielten wie uns, mehrere Arbeiter und Sol-
daten, über die Frage, ob es demokratiſch ſei, einem Redner das
Wort zu entziehen, wie es jene Verſammlung gegenüber dem Un-
abhängigen Stroinſki aus Zeitz getan hat. Einige wollten anfangs
die Frage verneinen. Man müſſe jeden ruhig bis zum Schluſſe
anhören, meinten ſie. Das allein ſei demokratiſch. Demgegenüber
haben wir geltend gemacht, daß das doch nicht unbedingt richtig ſei.
Wenn alle anſtändig und ſachlich wären, müſſe ihnen naturlich
volle Redefreiheit gewährt werden. Wenn jemand dagegen fortge-
ſetzt durch Unſachlichkeit oder perſönliche Anrempelungen der Ver-
ſammlung die Zeit wegſtehle, oder wenn gar die Annahme be-
rechtigt ſei, er wolle die Verſammlung auseinanderreden und da-
durch ergebnislos verlaufen laſſen, dann muß die Verſammlung
das Recht der Abwehr haben, und fie muß ihrem Willen Geltung
verſchaffen dürfen. Jn der Demokratie ſoll allenthalben der Mehr
heitswille entſcheiden. Jn Verſammlungen herrſcht dieſer Grundſatz
ſonſt unbeſchränkt. Warum ſoll er nicht auch in dieſem Spezialfalle
gelten? Einem Redner nur wegen ſeiner abweichenden Anſichten
das Wort zu entziehen, wäre undemokratiſch. Dafür wird ſich, aber
wohl auch nie eine Mehrheit finden. Aber fortgeſetzte Unſachlichkeit
und boshafter Wille ſollen auch nicht das demokratiſche Recht der
freien Ausſprache mißbrauchen und dadurch die Verſammlung ber-
gewaltigen dürfen.

Es wäre erwünſcht, wenn auch andere Genoſſen ſich zu dieſer
Frage äußerten, damit Klärung eintritt und eine einheitliche prak-
tiſche Handhabung herbeigeführt wird. Fr. Sch. in N.

Theater, Sehens würdigkeiten uſtv.
s kadikhegter. Monta Die Roſe von Stambul“, DiestaDie verſunkene Glode n Mittwoch „Die vorſichtige Jungfrau“,

Donnerstag „Die weiße Dame“, Freitag „Coſi fan tutte“, Sonn
abend abend in neuer Einſtudierung „Ueber unſere Kraft, (1. Teil),
Schauſpiel von Björnſon. Am Mittwoch und Sonnabend nachmittag
wird das Weihnachtsmärchen „Schneewittchen“ wiederholt.

Aus der Provinz.
Zeis. Lebensmittel-Verteilung. Jn der Zeit vom

16. bis 29. Dezember gelangen zur Verteilung: Auf Lebensmittel-
marke 223: 75 Gramm Graupen, Preis 7 Pf., am Freitag, dem
20. Dezember, dort, wo die Ware beſtellt iſt. Ferner als Weih
nachts Sonderzuteilung: Auf Lebensmittelmarke 224: 200 Gramm
Marmelade, Preis 40 Pf. und auf Zucker-Zuſatzkarte: 250 Gramm
Zucker, Preis 25 Pf. beides am Montag, dem 23. Dezember in
faſt allen Geſchäften. Die Lebensmittelmarken 228 ſind dem
Händler bis Montag, 16. Dezember, abends, vorzulegen. Die
Kaufleute geben dieſelben am Dienstag, dem 17. Dezember, von
8 bis 10 Uhr, vormittags, im Zimmer 42 des Rathauſes ab.

Pferdefutter. Wir geben bei Schmidt und Philipp
Miſchfutter freihändig ab. Preis: Zentner 23.50 M. Bezahlung
erfolgt ausnahmsweiſe bei Schmidt und Philipp.

Sitzenreda. 26 Hühner geſtohlen. Jn der Nacht vom 10.
um 11. Dezember wurden dem Freigutsbeſitzer Preßler durch Einbruch

Hühner geſtohlen.
Nachdem in der Nacht zum vorigen Sonntag Ein

brecher dem neidermeiſter Wildau in der Torgauer Straße einen
Beſuch 223 attet haben, bei dem ſie einen gutgenährten Ziegenbock
und 5 fette Kaninchen erbeuteten, ſind in der Nacht zum Mittwoch wie
derum zwei Einbrüche verübt. Mittels Einſteigen drangen die Diebe
in die Geſchäftsräume der hieſigen r
eine eingehende Durchſuchung ſämtlicher Räume und

F

den angeſtellten
Ermittelungen mindeſtens zwei kräftige en in Betracht,
die mit den Gepflogen im Betriebe genau vertraut ſein müſſen,
Für die Ermittelung der Diebe ſetzt der Eigentümer eine Belohnung
von 200 M. aus.

Einem von Nürnberg veri le.Eisleben. Diebſtähle v Reheteffere und aus C kleidungsgegenſtände ſowie
einige andere Sachen im Geſamtwerte von 900 M. geſtohlen. Eine

Wir bitten, ſie uns m endlich genau zu,
rn

i periode kann gemäß

i te unteS h en en en el l4. d. M. abends eine r Se ff undGerſte von ſeinem Rollwagen geſtohlen. er Nacht7. d. wurden einem Anwohner der Helbraer Straße aus einem T

verſchloſſenen Stalle drei Enten im Werte von 90 M. geſtohlen.
Einer hier wohnenden Witwe wurde am 6. d. M. abends in einem hie

eine Handtaſche mit Lebensmitelausweis und anderen
chen mehr, geſtohlen. Aus einem hieſigen Kino wurden in der

Nacht zum 8. d. Nachſchlüſſe im

Bekanntmachung.
Bei den Militärbehörden gehen immer noch zahlreiche ein

auf Entlaſſung von Heeresangehörigen der Geburisſahrgänge 1896 bis
1899. Es wird deshalb erneut folgende Verfügung des Kriegsminiſte,
riums vom 16. 11. 1918 Nr. 817/11. C 1b bekanntgegeben:

„Von jeder Entlaſſung ſind von vornherein ausgenommen die
Geburtsjahrgänge 1898 und 1899, ſowie vorläufig 1897 und 1896,
v letzteren beiden Jahrgänge erſt auf beſonderen Befehl entlaſſen
werden.“

Nach dieſer Verfügung ſind die Leute der Sehucteſabenauge 1896
bis 1899 zum Dienſt verpflichtet; eine Entlaſſung kommt nur in drin-
genden Ausnghmefällen in Frage. Als ſolche können z, B. gelten:

Fälle, in denen der Losgebetene einziger Ernährer hilfioſer Fa
milien, erwerbsunfähiger Eltern, einzige und unentbehrliche Stütze zur
w. Erhaltung eines Beſitzes, einer Pachtung oder eines Ge
werbes iſt uſw.

Alle An räge ſind von Soldaten auf dem Dienſtwege, von Zivil-
perſonen durch die Ortsbehörden vorzulegen.

Von ſeilen des des General-Kommandos.
Der Chef des Gen.Slabes:

von dem Hagen, Oberſtleutnant.
Der n e IV. A.K.Bock.

Bekanntmachung.
Vorſicht bei Warenankäufen von unbekannken Perſonen, beſonders

von Soldaten.
Es beſteht begründeter Verdacht, daß Kaufleute, Gaſtwirte und

Gewerbetreibende enwärtig Lebensmittel von Soldaten, welche die
Waren aus dem Felde hreingebracht haben, käuflich erwerben, ohne
ſich eine Rechnung oder Quittung von dem Verkäufer ausſtellen zu
laſſen oder ſich über deſſen Perſon zu vergewiſſern.

Da es ſich dabei meiſtens um beſchlagnahmte, bewirtſchaftete oder
den Höchſtpreiſen unterliegende Waren handelt, deren rechtmäßiger Er
werb ſeitens der Verkäufer noch dazu oft zweifelhaft ſein dürfte, ſo
liegen bei derartigen Geſchäften in der Regel Vergehen gegen die un
verändert und im vollen Umfange weiter beſtehenden Kriegsgeſetze oder
ſorſtige ſtrafrechtliche Beſtimmungen vor.

In dieſem Zuſammenhange wird erneut auf die Bekanntmachung
zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel vom 23.
tember 1915 hingewieſen, welche die im Handel mit Gegenſtänden des
täglichen Bedarfes hervorgetretenen und letzten Endes auf das Ge
ſchäftsgebaren unzuverläſſiger Perſonen zurückzuführenden Mißſtände,
insbeſondere die übermäßige Preistreiberei bekämpft.

Die Käufer ſolcher, von Verbrauchern erworbenen Waren ſind aber
auch als ſtrafbare Kellenhändler im Sinne der Bundesratsverordnung
vom 20 Juni 1915 anzuſehen, weil ſie ein überflüſſiges und die Ware
verteuerndes Glied in dem Verteilungsprozeſſe der Ware vom Erzeuger
zum Verbraucher darſtellen.

Daher ergeht wiederholt die nachdrückliche Mahnung an alle Ge-
ſchäftstreibenden:

Keine Ware von Perſonen zu erwerben, deren Namen und Woh
nung man nicht kenul,

keine Waren zu kaufen, ohne ſich eine Rechnung und Huiliung vom
Verkäufer darüber ausſtellen zu laſſen, ganz allgemein aber über-

Veuxt den Ankauf von Waren zu unlerlaſſen, durch deren Vertrieb
man ſich ſchon an ſich ſtrafbar macht.
Wer hiergegen verſtößt, ſetzt ſich nicht nur der gerichtlichen Beſtra

fung, ſondern auch der Beſchlagnahme der Waren und in dieſem Falle
noch dazu der Gefahr aus, keinen Räckgriff auf den unbekannten Vor-
mann nehmen zu können.

Halle, den 16. Dezember 1918.
Preisprüfungsſtelle für den Siodtkreis.

Bekanntmachung.
Von der Abteilung F des Nordfriedhofes, in der in der Zeit von

1897 bis 1900 Erwachſene und Kinder im Alter von über 5 Jahren
beerdigt worden ſind, kommen die Gräberreihen 1--25 der 1897 und1898 Perſtordenen in Kürze zur Wiederbelegung

Die Weitererhaltung von Reihengräbern für eine weitere Ruhe
16 der Friedhofsordnung vom 12. Februar

und

1916 geſtattet werden.
Anträge ſind unter genauer Angabe des Namens und Todestages

der Beerdigten ſowie der Nummer und Reihe der Gräber
bis zum 31. Dezember 1918

ſchriftlich bei uns oder mündlich in der Kaſſenſtelle des Nordfriedhofes
zu ſtellen. Später eingehende Anträge können unter Umſtänden keine
Berückſichtigung finden.

Halle, den 10. Dezember 1918. Der Magjſtral.
Bekanntmachung.

Unter dem Pferdebeſtande des Stadtgutes Gimritz hier iſt die
Räude ausgebrochen.

Halle, den 13. Dezember 1918. Die Polizeiverwaltung.

Bekanntmachung.
Die Verkaufszeiten auf dem diesjährigen Weihnachtsmarkte

werden im Einverſtändnis mit dem Magiſtrat an den Wochentagen
auf die Zeit von 834 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags, am
24. Dezember bis 7 Uhr nachmittags und an den Sonntagen am
15. und 22. Dezember von 1--6 Uhr nachmittags beſchränkt.

Halle, den 183. Dezember 1918. Die Polizeiverwaltung.

Bekanntmachung.
Es werden noch weitere Beſtellungen auf

Futterrüben (Runkelrüben)
von unſerer Futermittelſtelle, Dreyhauptſtr. 4, Zimmer 20, ange
nommen. Die Jnhaber von Bezugsſcheinen, die Futterrüben a
den BVezugsſchein bisher nicht erhalten haben, müſſen ihren Bedar
nochmals anmelden.

Der Preis ſtellt ſich ab ſtädt. Großmarkt für den Zentner zur
Zeit auf 3.80 M. bei Abgabe in Mengen von 5 Zentnern ab und
auf 4 M. bei Abgabe in Mengen unter 5 Zentnern.

Halle, den 11. Dezember 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Die Vollendung der bereits für den vergangenen Sonntag an
ekündigten Umbauarbeiten im Pumpwerk Ammendorf macht am
onntag, den 165. 12. 18 abermals die Abgabe unfiltrierten Waſſers

in das Verſorgungsgebiet der ſtädtiſchen Waſſerwerke notwendigEs empfiehlt ſich an dieſem Tage den Waſſerverbrauch mög-

lichſt einzuſchränken und das Waſſer, ſoweit es nicht bereits am
Sonnabend entnommen werden kann, nur in abgekochtem Zuſtand
zu genießen.

Mit geringen Trübungen des Waſſers muß gerechnet werden.
Halle, den 18. Dezember 1018.

Die Verwaltung er ſtädt. Gas und Waſſerwerke.
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